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Mobbing in Österreich 

 
 

EINLEITUNG, BEGRIFFSBESTIMMUNG UND HISTORISCHE 
ENTWICKLUNG 

 

1. Einleitung 

Das Thema Mobbing hat in den letzten Jahren in Österreich – wie auch in vielen anderen Ländern 
– stark an Bedeutung gewonnen. Zahlreiche wissenschaftliche Studien, mediale 
Berichterstattungen und politische Debatten haben die Problematik von Mobbing am 
Arbeitsplatz, in Bildungseinrichtungen und im öffentlichen Raum stärker ins Bewusstsein der 
Gesellschaft gerückt. Die psychischen, sozialen und ökonomischen Folgen sind oft 
weitreichend und haben nicht nur Auswirkungen auf einzelne Betroffene, sondern können auch 
den sozialen Frieden, die Arbeitsatmosphäre und das gesellschaftliche Zusammenleben 
beeinträchtigen. 

Die rechtliche Situation in Österreich spiegelt diese Bedeutung wider. Mobbing ist zwar kein 
eigener Straftatbestand im Strafgesetzbuch, wohl aber ein Phänomen, das über verschiedene 
Normen des Zivil- und Arbeitsrechts, sowie über Aspekte des Strafrechts sanktioniert und 
reguliert werden kann. Hinzu kommen Diskriminierungsverbote im Rahmen des 
Gleichbehandlungsgesetzes, die gewisse Formen des Mobbings erfassen. 

In diesem ersten Teil des Aufsatzes steht zunächst die begriffliche und historische Einordnung 
im Vordergrund. Häufig werden die Ausdrücke „Mobbing“, „Bullying“ oder „Belästigung“ 
umgangssprachlich als Synonyme verwendet. Juristisch gesehen ergeben sich aber 
Unterschiede, die für das Verständnis des Phänomens und seiner rechtlichen Handhabung 
essenziell sind. Ebenso ist ein Blick zurück auf die Entwicklung und Etablierung des Mobbing-
Begriffs hilfreich, um den Wandel in Gesellschaft und Recht über die letzten Jahrzehnte zu 
beleuchten. 

2. Begriffsbestimmung 

2.1. Ursprünge des Begriffs „Mobbing“ 

Der Begriff „Mobbing“ leitet sich vom englischen „to mob“ ab, was so viel bedeutet wie 
„anpöbeln“ oder „bedrängen“. In der Verhaltensbiologie wird „mobbing“ oft verwendet, um das 
kollektive Angriffsverhalten von Tieren gegenüber einem potenziellen Fressfeind zu beschreiben. 
In den 1970er- und 1980er-Jahren wurde der Terminus von skandinavischen 
Arbeitspsycholog:innen (insbesondere von Heinz Leymann) aufgegriffen, um das systematische 
Schikanieren, Ausgrenzen oder Diskriminieren einer Person in der Arbeitswelt zu beschreiben. 

Heinz Leymann gilt als einer der Pioniere der Mobbingforschung und prägte wesentlich die heute 
gängige Definition. Zentrale Merkmale laut Leymann sind unter anderem eine systematische, 
fortgesetzte und über einen längeren Zeitraum stattfindende Schikane, die sich gegen eine 
einzelne Person richtet und deren Ziel die Ausgrenzung oder psychische Destabilisierung sein 
kann. 
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2.2. Mobbing versus Bullying 

Während „Mobbing“ im deutschsprachigen Raum vor allem auf das Arbeitsleben bezogen wird, 
verwendet man im angloamerikanischen Raum häufiger den Begriff „Bullying“. In Österreich und 
Deutschland ist „Bullying“ in den letzten Jahren zunehmend als Bezeichnung für Schikanen 
unter Kindern und Jugendlichen in Schulen und auf digitalen Plattformen bekannt geworden 
(„Cyberbullying“). Dennoch können „Mobbing“ und „Bullying“ als inhaltlich verwandte Konzepte 
verstanden werden, die beide systematische Schikane über einen Zeitraum hinweg bezeichnen, 
nur in unterschiedlichen Kontexten. 

Im Rechtsdiskurs wird allerdings oft nicht zwischen Mobbing und Bullying unterschieden, 
sondern es werden beide Phänomene allgemein als Formen von psychischer Gewalt oder 
„Belästigung“ eingestuft. Von einer juristischen Perspektive aus richtet sich das Augenmerk auf 
die Frage, unter welchen Tatbeständen des Straf-, Zivil- und Arbeitsrechts derartige 
Verhaltensweisen subsumiert werden können. 

2.3. Zentrale Charakteristika von Mobbing 

• Systematik: Einzelfälle von Streit oder einmalige Konflikte erfüllen in der Regel noch 
nicht den Tatbestand des Mobbings. Mobbing setzt eine gewisse Dauerhaftigkeit oder 
Wiederholungshäufigkeit voraus. 

• Zielgerichtetheit: Mobbing hat häufig ein klares Ziel, nämlich das „Herausdrängen“ 
einer Person aus dem sozialen Umfeld, sei es der Arbeitsplatz oder die Schulklasse. 

• Machtgefälle: Häufig besteht ein Ungleichgewicht zwischen Täter:in(nen) und Opfer, 
wobei dieses Machtgefälle sozialer, hierarchischer oder numerischer Natur sein kann (z. 
B. mehrere Personen mobben eine einzelne Person). 

• Schwere der Folgen: Mobbing führt bei Betroffenen oft zu schwerwiegenden 
psychischen Beeinträchtigungen wie Depressionen, Angstzuständen oder Burn-out. 
Auch physische Symptome sind nicht selten. 

2.4. Abgrenzung zu sonstigen Konfliktformen 

Mobbing ist abzugrenzen von einmaligen Konflikten oder Auseinandersetzungen (z. B. einem 
Streithandeln im Büro, das nur wenige Tage andauert). Ebenso ist Mobbing von sachlich 
motivierter Kritik und negativer Rückmeldung im Arbeitsalltag zu unterscheiden. Eine 
Führungskraft darf beispielsweise ein Fehlverhalten eines Mitarbeiters ansprechen und 
mögliche Konsequenzen aufzeigen – das allein stellt noch keine Mobbinghandlung dar. 

Problematisch wird es, wenn sachliche Kritik in eine unfaire, verletzende oder beleidigende 
Form übergeht und dies systematisch oder über einen längeren Zeitraum stattfindet. Auch 
subtilere Formen wie das Nicht-Zuverfügung-Stellen notwendiger Arbeitsmaterialien, das 
Hintergehen bei Informationen oder die ständige Verbreitung von Gerüchten können bereits als 
Mobbinghandlungen eingestuft werden. 

3. Historische Entwicklung des Mobbingbegriffs 

3.1. Frühe Forschungen 

Obwohl das Phänomen Mobbing unter Menschen vermutlich so alt ist wie soziale Gruppen 
selbst, wurde es als solches erst vergleichsweise spät wissenschaftlich erforscht. Vor allem in 
den skandinavischen Ländern entwickelte sich in den 1970er- und 1980er-Jahren ein intensives 
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Interesse an dem Thema. Heinz Leymann legte mit seinen Arbeiten den Grundstein und 
erforschte insbesondere die Auswirkungen von Mobbing am Arbeitsplatz auf die Psyche der 
Betroffenen. 

Parallel dazu gab es eine wachsende Auseinandersetzung mit dem Phänomen des „Bullying“ in 
Schulen, vor allem in Großbritannien und den USA. Diese Forschungszweige rückten das 
Bewusstsein für die negativen Folgen von psychischer Gewalt in unterschiedlichen sozialen 
Kontexten in den Fokus. 

3.2. Institutionalisierung des Themas 

In den 1990er-Jahren kam es im deutschsprachigen Raum – insbesondere in Deutschland und 
Österreich – zu einer intensiveren gesellschaftlichen und medialen Diskussion über Mobbing. 
Betriebe, Gewerkschaften und Arbeitsmediziner wurden zunehmend mit Fällen konfrontiert, bei 
denen sich Arbeitnehmer:innen über anhaltende Schikanen und untragbare Arbeitsbedingungen 
beschwerten. 

Die Diskussion führte zu ersten Anstrengungen, Mobbing rechtlich zu regeln oder im Rahmen 
bestehender Gesetze handhabbar zu machen. In Deutschland entstand beispielsweise im 
Rahmen diverser Prozesse vor Arbeitsgerichten eine differenzierte Rechtsprechung zur Frage, 
wann Mobbing als Verletzung des Persönlichkeitsrechts oder der Fürsorgepflicht des 
Arbeitgebers zu werten ist. Auch in Österreich wurde vermehrt über das Thema diskutiert, 
wenngleich eine eigene gesetzliche Verankerung ähnlich wie in Deutschland zunächst ausblieb. 

3.3. Entwicklung im österreichischen Kontext 

In Österreich rückte das Thema Mobbing insbesondere Anfang der 2000er-Jahre verstärkt ins 
Licht der Öffentlichkeit. Dabei wurden neben Einzelfällen in Unternehmen auch Fälle in 
Schulen, Universitäten und sogar im öffentlichen Dienst diskutiert. Zahlreiche Beratungsstellen, 
Betriebsräte und Gewerkschaften begannen, spezielle Anti-Mobbing-Programme anzubieten. 

• Arbeitsrechtliche Sensibilisierung: Betriebsräte und Arbeitsmediziner:innen setzten 
verstärkt auf Sensibilisierung und Prävention. Innerbetriebliche 
Konfliktmanagementsysteme wurden entwickelt, um eskalierende Konflikte frühzeitig zu 
erkennen und zu entschärfen. 

• Mediale Präsenz: Berichte über spektakuläre Mobbing-Fälle mit Gerichtsprozessen 
führten zu einem Anstieg des öffentlichen Interesses. 

• Erste Leitfäden und Broschüren: Ministerien und Interessensvertretungen gaben 
Broschüren heraus, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer:innen über das Thema Mobbing, 
die rechtliche Lage und Interventionsmöglichkeiten informierten. 

3.4. Aktuelle Entwicklungen 

Heutzutage – in den 2020er-Jahren – sind Themen wie „Cybermobbing“ und „Hass im Netz“ als 
digitale Varianten des Mobbings in aller Munde. Das Internet und soziale Medien eröffnen neue 
Wege, um Personen gezielt zu diffamieren oder auszugrenzen, wobei die Grenzen zwischen 
Mobbing am Arbeitsplatz, in der Schule und im Privatleben zunehmend verschwimmen. 

Die österreichische Gesetzgebung hat darauf in Teilen reagiert: So existieren etwa 
Bestimmungen im Strafgesetzbuch zum Thema „Cybermobbing“ (§ 107c StGB), die das gezielte 
Beleidigen oder Bloßstellen im Internet unter Strafe stellen. Mit der voranschreitenden 
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Digitalisierung bleibt das Thema Mobbing auch in Zukunft ein dynamischer Bereich, in dem 
laufend neue rechtliche Fragen entstehen. 

4. Gesellschaftliche und psychologische Relevanz 

4.1. Bedeutung für die Betroffenen 

Menschen, die Opfer von Mobbing werden, leiden häufig nicht nur im beruflichen oder 
schulischen Alltag, sondern entwickeln auch schwerwiegende psychische und physische 
Symptome. Diese können bis hin zu posttraumatischen Belastungsstörungen, schweren 
Depressionen oder Suizidgedanken führen. Die Folgen betreffen oft auch das soziale Umfeld der 
Opfer, etwa die Familie oder den Freundeskreis. 

Darüber hinaus kann Mobbing erhebliche finanzielle Folgen haben: Betroffene melden sich 
häufiger krank, sind weniger leistungsfähig und müssen unter Umständen den Arbeitsplatz 
wechseln. In schweren Fällen kann es zur dauerhaften Berufsunfähigkeit kommen. 

4.2. Bedeutung für Arbeitgeber und Institutionen 

Aus unternehmerischer Sicht entstehen durch Mobbing hohe Kosten: Fehlzeiten, Fluktuation 
und ein schlechtes Betriebsklima führen zu Produktivitätsverlusten. Dazu kommen potenzielle 
Prozesskosten, wenn Betroffene gegen den Arbeitgeber vorgehen, weil dieser seine 
Fürsorgepflicht verletzt hat. 

Zudem kann ein Unternehmen, in dem Mobbing toleriert wird, einen massiven Imageverlust 
erleiden. Gerade in Zeiten von Social Media verbreiten sich negative Schlagzeilen rasch, was 
sich negativ auf die Arbeitgebermarke („Employer Branding“) auswirken kann. 

4.3. Gesellschaftliche Kosten 

Nicht nur die direkte Arbeitswelt wird durch Mobbing beeinträchtigt, sondern auch das 
Gesundheitssystem. Hohe Krankheits- und Folgekosten belasten die Sozialversicherung. 
Langfristige Arbeitsunfähigkeit, Frühpensionierungen oder psychotherapeutische Behandlungen 
sind nur einige Beispiele für die finanziellen Auswirkungen, die letztlich von der Allgemeinheit 
mitgetragen werden. 

In pädagogischen Institutionen kann Mobbing ebenfalls schwere Folgen haben. Wenn 
Schüler:innen systematisch ausgegrenzt oder schikaniert werden, leidet das gesamte 
Lernklima. Das führt zu Minderleistungen, Schulabbruch oder sozialen Konflikten, die sich bis 
ins Erwachsenenalter hineinziehen können. 

5. Relevanz des Themas im österreichischen Rechtsrahmen 

5.1. Keine einheitliche Legaldefinition 

Der Begriff „Mobbing“ wird im österreichischen Recht nicht einheitlich definiert. Stattdessen 
greifen unterschiedliche Rechtsmaterien: 

• Im Arbeitsrecht kann Mobbing eine Verletzung des Arbeitsvertrags, der Fürsorgepflicht 
des Arbeitgebers oder eine Diskriminierung nach dem Gleichbehandlungsgesetz 
darstellen. 

• Im Zivilrecht kann ein Anspruch auf Schadenersatz oder Unterlassung in Betracht 
kommen, wenn das allgemeine Persönlichkeitsrecht verletzt wird. 
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• Im Strafrecht kommt Mobbing in Form verschiedener Delikte in Betracht, wie zum 
Beispiel Beleidigung, üble Nachrede, Nötigung, Körperverletzung oder Cybermobbing 
nach § 107c StGB. 

Diese rechtliche Zersplitterung macht es für Betroffene oft schwierig, den richtigen Klageweg zu 
finden oder sich allgemein über ihre Rechte zu informieren. Umgekehrt stellt es auch 
Unternehmen und Institutionen vor die Herausforderung, geeignete Präventions- und 
Interventionsmaßnahmen umzusetzen, da es keine einheitliche gesetzliche Grundlage gibt, 
sondern eine Vielzahl von Normen, die je nach Einzelfall greifen. 

5.2. Rolle der Gerichte 

Österreichische Gerichte waren bereits mit zahlreichen Fällen befasst, in denen 
Mobbingvorwürfe Gegenstand von Kündigungsanfechtungen, Schadenersatzklagen oder 
Strafprozessen waren. Die Rechtsprechung hat wichtige Leitlinien für die Beweisführung und die 
Beurteilung der subjektiven Tatseite (z. B. Vorsatz oder Fahrlässigkeit) entwickelt. 

Ein zentrales Problem in Gerichtsverfahren ist oft die Schwierigkeit, die systematische Natur von 
Mobbinghandlungen zu beweisen. Einzelne Vorfälle können leicht als „Lappalien“ abgetan 
werden, aber in ihrer Gesamtheit zeigen sie ein Muster. Die österreichische Judikatur hat daher 
wiederholt betont, dass für Mobbingvorwürfe eine umfassende Betrachtung aller relevanten 
Umstände notwendig ist. 

5.3. Präventive gesetzliche Maßnahmen 

Obwohl es in Österreich keine eigene Mobbing-Gesetzgebung gibt, existieren verschiedene 
Regelungen, die als präventive Maßnahmen fungieren können: 

• Arbeitnehmerschutzbestimmungen: Diese umfassen sowohl den physischen als auch 
den psychischen Arbeitnehmerschutz. Dem Arbeitgeber obliegt die Pflicht, einen 
gesundheitsverträglichen Arbeitsplatz sicherzustellen, was auch die psychische 
Gesundheit einschließt. 

• Betriebsratsmitbestimmung: Betriebsräte haben das Recht, bei Fragen der 
Arbeitsorganisation und des Gesundheitsschutzes mitzubestimmen und können 
Mobbingfälle intern thematisieren. 

• Gleichbehandlungsgesetz: Das Gesetz schützt vor Diskriminierung aufgrund 
bestimmter Merkmale (Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, Religion, Weltanschauung, 
Alter, sexuelle Orientierung). Wenn Mobbing sich auf eines dieser Merkmale bezieht, 
kann dies einen Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgesetz darstellen. 

6. Überblick über die weiteren Teile 

In den folgenden Teilen dieses Aufsatzes werden die rechtlichen Aspekte von Mobbing in 
Österreich detailliert erläutert. Wir werden uns mit den verschiedenen Rechtsgebieten 
beschäftigen, die für Mobbingfälle relevant sind, und auch konkrete Beispiele aus der 
Rechtsprechung heranziehen. Zudem widmen wir uns den rechtspolitischen Diskussionen, die 
darauf abzielen, Mobbing effektiver zu bekämpfen und die Rechtsposition der Opfer zu stärken. 

Ein weiterer Schwerpunkt wird auf die arbeitsrechtliche Seite gelegt, da die meisten 
Mobbingfälle im Kontext des Arbeitsverhältnisses auftreten. Hierbei spielen der 
Kündigungsschutz, die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers, kollektive Schutzmechanismen 
(Betriebsrat) und mögliche Ansprüche der Betroffenen eine zentrale Rolle. 
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Darüber hinaus wird dem Thema „Prävention und außergerichtliche Konfliktlösung“ breiter 
Raum eingeräumt. Auch die zunehmende Bedeutung digitaler Medien („Cybermobbing“) findet 
in einem eigenen Kapitel Berücksichtigung, da sich hier einige Besonderheiten in Bezug auf 
Beweisführung und Haftungsfragen ergeben. 

 

ARBEITSRECHTLICHE ASPEKTE DES MOBBINGS IN ÖSTERREICH 

1. Einführung in die arbeitsrechtliche Relevanz von Mobbing 

Mobbing im Arbeitsverhältnis stellt eine besonders brisante Konstellation dar. Ein Großteil der 
gemeldeten Mobbingfälle spielt sich in Unternehmen und Dienststellen ab, in denen 
Beschäftigte regelmäßig mit Kolleg:innen, Vorgesetzten oder Geschäftspartner:innen 
interagieren. Die negativen Auswirkungen sind für Betroffene erheblich und reichen von 
gesundheitlichen Schäden bis hin zum Verlust des Arbeitsplatzes oder einer dauerhaften 
Arbeitsunfähigkeit. 

In Österreich ergeben sich die arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen aus einer Vielzahl von 
Gesetzen, darunter das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB), das Angestelltengesetz 
(AngG), das Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) sowie diverse Arbeitnehmerschutzvorschriften. 
Daneben spielen insbesondere die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers und das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers eine zentrale Rolle. 

Im Folgenden wird zunächst die arbeitsrechtliche Grundlage für Mobbingfälle erläutert. 
Anschließend wird das Verhältnis zwischen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Betriebsrat (bzw. 
Personalvertretung im öffentlichen Dienst) näher beleuchtet. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf 
den Rechten und Pflichten, die dazu beitragen können, Mobbing vorzubeugen oder zu 
sanktionieren. 

2. Die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers 

2.1. Begriff und rechtliche Verankerung 

Die sogenannte Fürsorgepflicht gilt als einer der zentralen arbeitsrechtlichen 
Anknüpfungspunkte, wenn es um Mobbing geht. Sie ist nicht in einer einzigen Norm 
festgeschrieben, sondern ergibt sich aus mehreren Bestimmungen, unter anderem aus dem 
ABGB (§ 1157 ABGB), dem Angestelltengesetz (§ 18 AngG) sowie aus verschiedenen 
Arbeitnehmerschutzvorschriften. 

Grundlegend besagt die Fürsorgepflicht, dass der Arbeitgeber dazu verpflichtet ist, die 
Interessen der Arbeitnehmer:innen zu wahren und sie vor Schäden, die im Zusammenhang mit 
der Arbeitsleistung entstehen können, zu schützen. Dies betrifft nicht nur die körperliche 
Unversehrtheit (z. B. durch Sicherheitsvorschriften oder den Schutz vor Arbeitsunfällen), 
sondern auch die psychische Gesundheit. So hat der Arbeitgeber für ein Betriebsklima zu 
sorgen, in dem Diskriminierung, Schikane und Ausgrenzung keinen Platz finden. 

2.2. Bedeutung für Mobbingfälle 

Wenn sich ein:e Arbeitnehmer:in gemobbt fühlt, kann der Arbeitgeber in seiner Fürsorgepflicht 
verletzt sein, sofern er nichts oder nicht ausreichend gegen das schikanierende Verhalten 
unternimmt. Dabei kommt es nicht nur auf das eigene Handeln des Arbeitgebers an, sondern 
auch darauf, ob er die Mobbinghandlungen von Kolleg:innen oder Vorgesetzten duldet oder gar 
fördert. 
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• Unterlassene Abhilfemaßnahmen: Reagiert der Arbeitgeber nicht auf berechtigte 
Beschwerden und schafft er keine Maßnahmen, um den Konflikt zu entschärfen, kann 
darin eine Verletzung der Fürsorgepflicht liegen. 

• Unangemessene Sanktionen: Möglicherweise gibt es sogar Fälle, in denen der 
Arbeitgeber den gemobbten Arbeitnehmer bestraft, anstatt den Täter oder die 
Tätergruppe zur Verantwortung zu ziehen. Dies wird in der Rechtsprechung regelmäßig 
als besonders schwerwiegende Verletzung der Fürsorgepflicht bewertet. 

2.3. Rechtsfolgen einer Verletzung der Fürsorgepflicht 

Verletzt der Arbeitgeber seine Fürsorgepflicht, können verschiedene Rechtsfolgen eintreten: 

1. Schadenersatz: Der betroffene Arbeitnehmer kann unter Umständen 
Schadenersatzansprüche geltend machen, insbesondere wenn es zu nachweisbaren 
Gesundheitsschäden gekommen ist (ärztlich diagnostizierte psychische Erkrankungen, 
notwendige Therapien etc.). 

2. Vertragsauflösung seitens des Arbeitnehmers: In besonders gravierenden Fällen, 
wenn die Fortsetzung des Dienstverhältnisses unzumutbar wird, kann der Arbeitnehmer 
das Dienstverhältnis vorzeitig lösen und einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung geltend 
machen (ähnlich einer Entlassung, nur eben mit umgekehrtem Vorzeichen). 

3. Gerichtliche Schritte: Kommt es zum Prozess, wird das Gericht prüfen, ob der 
Arbeitgeber angemessene Maßnahmen ergriffen hat. Dazu gehören zum Beispiel interne 
Untersuchungen, Gespräche mit Betroffenen, Versetzungen oder Abmahnungen. 

3. Mobbing und Direktionsrecht des Arbeitgebers 

3.1. Grenzen des Direktionsrechts 

Ein weiteres zentrales Thema im Zusammenhang mit Mobbing ist das sogenannte 
„Direktionsrecht“ (auch Weisungsrecht) des Arbeitgebers. Dieses erlaubt es ihm, dem 
Arbeitnehmer bestimmte Arbeitsaufgaben, Arbeitszeiten und Arbeitsorte zuzuweisen. Dabei 
muss er allerdings die Grenzen des Arbeitsvertrags, gesetzlicher Bestimmungen und der guten 
Sitten beachten. 

Gerade bei Mobbing durch Vorgesetzte kann das Direktionsrecht missbraucht werden, 
beispielsweise wenn ein:e Arbeitnehmer:in ständig sinnlosen Aufgaben zugeteilt wird 
(Unterforderung), wenn konstruktive Kritik in schikanöse oder herablassende Anweisungen 
übergeht oder wenn die Arbeitsbedingungen absichtlich verschlechtert werden (z. B. Versetzung 
in ein unattraktives Büro). 

3.2. Maßnahmen gegen Missbrauch des Direktionsrechts 

Betroffene können sich auf verschiedene Weise wehren, wenn das Direktionsrecht systematisch 
zur Schikane eingesetzt wird: 

• Beschwerde an den Betriebsrat: Der Betriebsrat kann versuchen, eine gütliche 
Einigung mit dem Arbeitgeber herbeizuführen und auf Unterlassung der 
Mobbinghandlungen drängen. 

• Arbeitsgerichte: In letzter Instanz können Betroffene eine Feststellungsklage anstreben 
oder auf die Verletzung der Fürsorgepflicht bzw. auf schikanöse Ausübung des 
Direktionsrechts verweisen. 
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• Abmahnung oder Unterlassungsanspruch: In manchen Fällen kann ein 
arbeitsgerichtlicher Unterlassungsanspruch geltend gemacht werden, wenn das 
Verhalten des Arbeitgebers oder Vorgesetzten die Persönlichkeitsrechte des 
Arbeitnehmers verletzt. 

4. Rolle des Betriebsrats und der Personalvertretungen 

4.1. Mitbestimmungsrechte 

Der Betriebsrat (bzw. die Personalvertretung im öffentlichen Dienst) hat nach dem 
Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) verschiedene Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte, die 
auch bei der Prävention und Bekämpfung von Mobbing relevant sein können. Dazu gehören: 

• Informations- und Beratungsrecht: Der Betriebsrat kann Informationen über das 
betriebliche Geschehen verlangen und muss über geplante organisatorische 
Veränderungen informiert werden. 

• Mitbestimmung bei Betriebsvereinbarungen: Betriebsvereinbarungen können 
Regelungen enthalten, die der Verbesserung des Betriebsklimas und der 
Konfliktprävention dienen (z. B. „Betriebsvereinbarung zur Gewalt- und 
Diskriminierungsprävention“). 

4.2. Betriebliche Konfliktlösung 

In vielen Unternehmen fungiert der Betriebsrat als erste Anlaufstelle für Beschäftigte, die sich 
gemobbt fühlen. Oft versuchen Betriebsräte, das Gespräch zwischen den Konfliktparteien zu 
vermitteln oder den Arbeitgeber zu Maßnahmen zu bewegen, die eine Eskalation verhindern. 

• Interne Mediationsverfahren: Einige Unternehmen setzen auf interne oder externe 
Mediator:innen, um Konflikte in einem strukturierten Verfahren zu lösen. Der Betriebsrat 
spielt dabei eine wichtige Rolle, indem er auf Seiten des Betroffenen Unterstützung 
bietet. 

• Vertraulichkeit und Neutralität: Der Betriebsrat ist gesetzlich zur Verschwiegenheit 
verpflichtet, was gerade für Mobbingopfer wichtig ist, da diese oftmals Angst haben, ihr 
Anliegen offen zu kommunizieren. 

4.3. Betriebsvereinbarungen gegen Mobbing 

Betriebsvereinbarungen können konkrete Handlungsleitfäden für den Umgang mit 
Mobbingfällen enthalten. Beispielhafte Inhalte sind: 

• Definition und Beispiele von Mobbing: Damit wird das Bewusstsein im Betrieb 
geschärft und es wird verhindert, dass Konflikte pauschal als „Mobbing“ etikettiert oder 
verharmlost werden. 

• Verfahrensabläufe: Wer ist bei Mobbingverdacht zu informieren? Welche Schritte 
werden in welcher Reihenfolge gesetzt? Wer fungiert als Ansprechpartner? 

• Konsequenzen für Täter:innen: Die Betriebsvereinbarung kann festlegen, welche 
Disziplinarmaßnahmen – von der Abmahnung bis zur (außer)ordentlichen Kündigung – 
drohen, wenn sich Mobbingvorwürfe erhärten. 

Solche Vereinbarungen haben den Vorteil, dass sie eine klare und für alle Beschäftigten 
verbindliche Regelung darstellen, an der sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer orientieren können. 
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5. Das Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) und Diskriminierungstatbestände 

5.1. Grundzüge des GlBG 

Das österreichische Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) enthält ein Verbot von Diskriminierungen 
in der Arbeitswelt (und zum Teil auch im Zugang zu Gütern und Dienstleistungen) aufgrund von 
Geschlecht, ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder Weltanschauung, Alter und sexueller 
Orientierung. Es stellt einen zentralen Baustein zum Schutz von Arbeitnehmer:innen vor 
ungerechtfertigter Benachteiligung dar. 

Relevante Regelungen finden sich vor allem in folgenden Bereichen: 

• Gleichbehandlung im Arbeitsverhältnis: Einstellung, Entlohnung, Beförderung, Aus- 
und Weiterbildung dürfen nicht aufgrund der oben genannten Merkmale verweigert 
werden. 

• Belästigung und sexuelle Belästigung: Das GlBG definiert Belästigung als eine 
Verhaltensweise, die die Würde einer Person verletzt und ein einschüchterndes, 
anfeindendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld schafft. 

5.2. Schnittstellen zwischen Mobbing und Diskriminierung 

Mobbing kann in vielen Fällen auch diskriminierende Elemente enthalten, beispielsweise wenn 
das Opfer aufgrund seiner ethnischen Herkunft, seines Geschlechts oder seiner sexuellen 
Orientierung angegriffen wird. In diesen Fällen handelt es sich nicht nur um Mobbing, sondern 
auch um eine Verletzung der Gleichbehandlungsgrundsätze. 

In der Praxis sind folgende Szenarien denkbar: 

• Sexuelle Belästigung durch Vorgesetzte: Wiederholte anzügliche Bemerkungen, 
Berührungen und Drohungen gegenüber einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeitnehmer 
können als „Mobbing mit sexuellem Hintergrund“ und zugleich als Verstoß gegen das 
GlBG gewertet werden. 

• Rassistische Beschimpfungen: Wenn ein:e Mitarbeiter:in aufgrund ihrer Hautfarbe oder 
ethnischen Zugehörigkeit wiederholt herabgewürdigt wird, liegt eine Diskriminierung 
nach dem GlBG vor, die auch als Mobbing einzustufen ist. 

• Altersdiskriminierung: Eine ältere Mitarbeiterin wird von jüngeren Kolleg:innen 
systematisch ausgegrenzt („Du bist zu alt, um das zu verstehen“). Das kann ebenfalls 
eine verbotene Diskriminierung sein. 

5.3. Rechtsfolgen und Beschwerdemöglichkeiten 

Betroffene, die aufgrund einer Diskriminierungserfahrung Mobbing erleiden, können sich an die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft wenden oder eine Klage auf Entschädigung einbringen. Die 
Rechtsfolgen umfassen: 

• Entschädigung für erlittene persönliche Beeinträchtigungen: Das GlBG sieht vor, 
dass betroffenen Personen eine Entschädigung für die erlittene Kränkung zusteht, 
unabhängig davon, ob ein Vermögensschaden vorliegt. 

• Schadenersatz für finanzielle Einbußen: Kommt es aufgrund der Diskriminierung zu 
einem Einkommensverlust (z. B. durch eine unrechtmäßige Nicht-Beförderung), kann 
finanzieller Schadenersatz geltend gemacht werden. 
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• Sonstige arbeitsrechtliche Konsequenzen: Mitunter kann eine Vertragsauflösung aus 
wichtigem Grund in Betracht kommen, wenn das Vertrauen zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer irreparabel gestört ist. 

Ein Vorteil der Inanspruchnahme des GlBG besteht darin, dass die Beweislage in 
Diskriminierungsfällen häufig teilweise umgekehrt wird (Beweiserleichterungen für Betroffene). 
Dies kann bei Mobbingklagen, bei denen die Beweisführung ohnehin schwierig ist, eine 
zusätzliche Hilfestellung bieten. 

6. Kündigungsschutz und Mobbing 

6.1. Allgemeiner und besonderer Kündigungsschutz 

In Österreich besteht grundsätzlich Kündigungsfreiheit, das heißt, beide Seiten können das 
Arbeitsverhältnis unter Einhaltung bestimmter Fristen und Termine beenden. Jedoch kennt das 
Arbeitsrecht zahlreiche Ausnahmen (z. B. besonderer Kündigungsschutz für Schwangere, 
Betriebsräte, begünstigt Behinderte etc.). 

Im Falle von Mobbing stellt sich häufig die Frage, ob eine Kündigung, die das Opfer oder 
eventuell auch der/die Täter:in erhält, rechtswirksam ist. Folgende Aspekte sind relevant: 

• Kündigung als Reaktion auf Mobbingbeschwerden: Kündigt der Arbeitgeber dem 
Opfer, nachdem dieses sich über Mobbing beschwert hat, kann dies als 
„Motivkündigung“ gewertet werden, die unter Umständen anfechtbar ist. 

• Kündigung des/der Mobbers/in: Wenn ein:e Arbeitnehmer:in erwiesenermaßen 
Mobbinghandlungen setzt, kann dies eine Kündigung oder sogar eine Entlassung 
rechtfertigen. Voraussetzung ist, dass das Verhalten einen erheblichen Verstoß gegen 
arbeitsvertragliche Pflichten darstellt und das Vertrauensverhältnis massiv beschädigt 
ist. 

6.2. Motivkündigung und Anfechtungsmöglichkeiten 

Das Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) sieht die Möglichkeit vor, eine Kündigung beim Arbeits- 
und Sozialgericht anzufechten, wenn sie „sozialwidrig“ oder „aus unzulässigen Motiven“ erfolgt. 
Eine solche unzulässige Kündigung liegt insbesondere vor, wenn: 

1. Die Kündigung gegen bestimmte Schutzvorschriften verstößt (z. B. Mutterschutz, 
Begünstigtenstatus nach dem Behinderteneinstellungsgesetz). 

2. Die Kündigung als Repressalie für die Geltendmachung arbeitsrechtlicher 
Ansprüche eingesetzt wird (z. B. um eine Beschwerdeführerin, die Mobbing beklagt, 
loszuwerden). 

Das Gericht prüft in solchen Fällen genau, ob ein Zusammenhang zwischen der Beschwerde 
und der Kündigung besteht oder ob sachliche Gründe vorliegen. Stellt das Gericht fest, dass die 
Kündigung missbräuchlich ist, kann es diese aufheben. 

6.3. Besonderheiten bei Entlassungen 

Eine Entlassung (außerordentliche Kündigung) setzt eine besonders schwerwiegende 
Pflichtverletzung voraus, die das Arbeitsverhältnis untragbar macht. Bei Mobbing kommen etwa 
folgende Szenarien in Betracht: 
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• Gewaltandrohungen oder tätliche Angriffe: Wenn der Mobber oder die Mobberin 
physische Gewalt anwendet oder androht, kann dies eine Entlassung rechtfertigen. 

• Ruf- und Imageschädigung: Wer das Ansehen des Unternehmens schwerwiegend 
schädigt (z. B. durch die Verbreitung verleumderischer Gerüchte) und damit auch einen 
wirtschaftlichen Schaden anrichtet, muss ebenfalls mit einer fristlosen Entlassung 
rechnen. 

Eine Entlassung muss stets unverzüglich ausgesprochen werden, nachdem der Arbeitgeber 
Kenntnis von den relevanten Umständen hat. Kommt der Arbeitgeber dieser Obliegenheit nicht 
nach, kann die Entlassung unwirksam werden. 

7. Innerbetriebliche Beschwerdeverfahren und Anti-Mobbing-Leitlinien 

7.1. Bedeutung betriebsinterner Regelungen 

Immer mehr Unternehmen erkennen, dass die Prävention und Bekämpfung von Mobbing ein 
zentrales Element einer modernen Personalpolitik ist. Daher werden in vielen Betrieben 
Beschwerdeverfahren und Anti-Mobbing-Leitlinien etabliert, die den Beschäftigten einen klaren 
Weg aufzeigen, um sich bei Mobbingverdacht an die richtige Stelle zu wenden. 

Solche Leitlinien beinhalten: 

• Klare Definition von Mobbing und Abgrenzung zu alltäglichen Konflikten. 

• Verbindliche Meldewege: An wen kann man sich wenden (z. B. direkte Vorgesetzte, 
Personalabteilung, Betriebsrat)? 

• Verfahrensdauer und Vertraulichkeit: Vorgaben, wie schnell und in welcher Form das 
Unternehmen auf eine Beschwerde reagiert und dass die persönlichen Daten geschützt 
werden. 

• Sanktionen und Konsequenzen: Welche Maßnahmen drohen, wenn sich 
Mobbingvorwürfe als berechtigt erweisen? 

7.2. Vorteile und Herausforderungen 

Interne Beschwerdeverfahren haben den Vorteil, dass Konflikte in einem frühen Stadium erkannt 
und gelöst werden können, ohne dass es zu langwierigen Gerichtsverfahren kommt. Außerdem 
fühlen sich viele Beschäftigte wohler, wenn sie in einem vertraulichen, betriebsinternen Rahmen 
über Probleme sprechen können. 

Allerdings besteht auch die Gefahr, dass das Verfahren nicht unabhängig genug ist oder 
Mobbingopfer befürchten, dass ihre Beschwerde nicht ernst genommen wird. Hier ist es 
Aufgabe des Unternehmens, neutrale und professionelle Strukturen zu schaffen. Externe 
Mediator:innen oder Ombudsstellen können die Glaubwürdigkeit des Verfahrens erhöhen. 
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ZIVILRECHTLICHE UND STRAFRECHTLICHE ASPEKTE DES MOBBINGS 
IN ÖSTERREICH 

1. Einleitung 

Nachdem in den ersten beiden Teilen des Aufsatzes die begrifflichen, historischen und 
insbesondere arbeitsrechtlichen Aspekte des Mobbings in Österreich beleuchtet wurden, 
widmet sich Teil 3 nun den zivilrechtlichen und strafrechtlichen Facetten dieses Themas. In 
der Rechtswissenschaft wird Mobbing häufig als ein komplexes Geschehen verstanden, das 
nicht nur arbeitsrechtliche, sondern auch zivil- und strafrechtliche Ansprüche auslösen kann. 

Einerseits kann die systematische Schikane zu Persönlichkeitsrechtsverletzungen und damit 
zu zivilrechtlichen Schadenersatz- bzw. Unterlassungsansprüchen führen. Andererseits können 
verschiedene Straftatbestände des österreichischen Strafgesetzbuches (StGB) erfüllt sein, 
etwa wenn es um Beleidigung, üble Nachrede oder das zunehmend relevanter werdende 
Cybermobbing (§ 107c StGB) geht. 

In diesem Teil werden zunächst die zivilrechtlichen Handlungsoptionen im Überblick 
dargestellt. Insbesondere wird beleuchtet, welche Ansprüche Betroffene gegen die 
Mobber:innen oder deren Arbeitgeber:innen geltend machen können. Daran anknüpfend folgt 
ein Abschnitt, der die strafrechtlichen Möglichkeiten aufzeigt, einschließlich der 
Herausforderung, Mobbing als „Tatbild“ nachzuweisen. Abschließend werden ausgewählte 
Gerichtsentscheidungen und Beispiele aus der Praxis herangezogen, um einen möglichst 
anschaulichen Einblick in die Rechtsanwendung zu geben. 

2. Zivilrechtliche Relevanz von Mobbing 

2.1. Allgemeine Grundlagen im ABGB 

Das österreichische Zivilrecht bietet mehrere Ansatzpunkte, um Mobbinghandlungen als 
Verletzungen subjektiver Rechte zu qualifizieren. Die wichtigsten Grundlagen finden sich im 
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB). Insbesondere sind folgende Bestimmungen 
relevant: 

1. § 16 ABGB: Schützt die angeborenen Rechte des Menschen, die mit dessen Würde und 
Persönlichkeit verbunden sind. 

2. § 1325 ABGB: Regelt den Schadenersatz bei Körperverletzung, der sich auch auf 
psychische Beeinträchtigungen erstrecken kann. 

3. § 1330 ABGB: Normiert die Haftung bei Ehrenbeleidigung und Kreditschädigung (üble 
Nachrede, Verleumdung, Rufschädigung). 

Auch wenn es keinen eigenen „Mobbing-Paragrafen“ im ABGB gibt, lassen sich systematische 
Schikanen oft als Verletzung des Persönlichkeitsrechts einstufen. In der Rechtsprechung ist 
anerkannt, dass das Persönlichkeitsrecht nicht nur die körperliche Integrität, sondern auch die 
psychische Integrität und die Ehre einer Person schützt. 

2.2. Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

In Fällen von Mobbing werden häufig Persönlichkeitsrechtsverletzungen geltend gemacht. 
Dazu zählen unter anderem: 
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• Ehrenbeleidigung und Rufschädigung: Wenn der oder die Mobber:in gezielt 
gerüchteweise falsche Behauptungen verbreitet, die den Ruf des Opfers schädigen. 

• Verletzung der psychischen Integrität: Dauerhafte Schikanen, Ausgrenzungen oder 
Demütigungen können dazu führen, dass Betroffene psychisch erkranken (z. B. 
Depressionen, Angstzustände). 

Betroffene können einen Unterlassungsanspruch geltend machen, wenn die schädigende 
Handlung noch andauert oder Wiederholungsgefahr besteht. Zusätzlich können 
Schadenersatzansprüche (z. B. Schmerzengeld) entstehen, wenn ein psychischer Schaden 
nachweisbar ist. 

2.3. Anspruchsvoraussetzungen 

Wer wegen Mobbings eine zivilrechtliche Klage einreichen möchte, muss grundsätzlich folgende 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllen: 

1. Rechtswidrigkeit: Die Handlung (hier Mobbing in Form von Schikanen, Ehrverletzungen 
etc.) muss objektiv rechtswidrig sein, also gegen ein absolut geschütztes Recht (z. B. 
Persönlichkeit) verstoßen. 

2. Verschulden: Der oder die Beklagte muss schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) 
gehandelt haben. Bei systematischem Mobbing wird man in der Regel Vorsatz bejahen 
können, da die Schikanen zumeist planvoll erfolgen. 

3. Kausalität: Zwischen der rechtswidrigen Handlung und dem eingetretenen Schaden (z. 
B. psychische Erkrankung, wirtschaftlicher Nachteil) muss ein kausaler Zusammenhang 
bestehen. 

4. Schaden: Es muss ein tatsächlicher Schaden (Vermögens- oder immaterieller Schaden) 
nachgewiesen werden. Gerade bei psychischen Schäden ist eine ärztliche oder 
psychologische Bestätigung oft entscheidend. 

In der Praxis stellt vor allem der Nachweis der Kausalität und des konkreten Schadens eine 
Hürde dar. Einzelne Vorfälle können in der Summe eine wesentliche Beeinträchtigung darstellen, 
ohne dass jedes Ereignis für sich allein sofort justiziabel wäre. Gerichte ziehen hier häufig ein 
Gesamtbild heran, um die systematische Natur des Mobbings zu beurteilen. 

2.4. Beweislast und Beweisführung 

Zivilprozesse folgen grundsätzlich dem Beweislastprinzip: Wer einen Anspruch geltend macht, 
muss die anspruchsbegründenden Tatsachen beweisen. Bei Mobbingklagen führt dies oft zu 
Schwierigkeiten, da viele Schikanen subtil oder in mündlichen Gesprächen erfolgen 
(beispielsweise im Vier-Augen-Gespräch). 

Mögliche Beweismittel: 

• Zeugenaussagen: Kolleg:innen, Kund:innen, Vorgesetzte können das Verhalten des oder 
der Beklagten bezeugen. 

• Dokumentationen: Betroffene führen oft „Mobbing-Tagebücher“ oder Sammelakten mit 
E-Mails, Chatprotokollen, schriftlichen Abmahnungen etc., um ein Muster der Schikanen 
nachzuweisen. 
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• ärztliche Gutachten: Bestätigen einen psychischen Schaden und stellen einen 
Zusammenhang zwischen dem Mobbing und der Erkrankung her. 

In Konstellationen, in denen Mobbing mit Diskriminierungstatbeständen (z. B. Geschlecht, 
Ethnie) verknüpft ist und damit ins Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) fällt, kann sich eine 
Beweiserleichterung für Betroffene ergeben. Dennoch bleibt es eine Herausforderung, die 
kumulative Wirkung vieler Einzelhandlungen juristisch aufzubereiten. 

2.5. Schadenersatz und Schmerzengeld 

Stellt ein Gericht fest, dass Mobbing eine Persönlichkeitsrechtsverletzung darstellt, sind zwei 
Arten von Schadenersatz besonders relevant: 

1. Vermögensschaden: Etwaige Kosten für Therapien, Medikamente, Einkommensverluste 
durch krankheitsbedingte Fehlzeiten etc. können ersetzt werden, sofern sie 
nachweislich auf das Mobbing zurückzuführen sind. 

2. Immaterieller Schaden (Schmerzengeld): Bei schwerwiegenden psychischen 
Beeinträchtigungen kann ein Anspruch auf Schmerzengeld entstehen. Die Höhe bemisst 
sich nach der Intensität und Dauer des erlittenen Leids sowie nach den Umständen des 
Einzelfalls. 

In der österreichischen Rechtsprechung gibt es Fälle, in denen Mobbingopfer mehrere tausend 
Euro an Schmerzengeld zugesprochen bekamen. Allerdings sind die Summen im Vergleich zu 
manchen anderen Ländern (z. B. USA) nach wie vor eher moderat. In vielen Fällen einigen sich 
die Parteien auch außergerichtlich auf einen Vergleich, sodass es nicht immer zu publizierten 
Entscheidungen kommt. 

3. Strafrechtliche Aspekte von Mobbing 

3.1. Überblick über relevante Straftatbestände 

„Mobbing“ als solches ist im österreichischen Strafrecht (anders als etwa „Cybermobbing“) 
nicht ausdrücklich normiert. Stattdessen kommen bei Mobbinghandlungen verschiedene 
Einzeldelikte in Betracht, je nachdem, in welcher Form die Schikanen konkret erfolgen. Zu den 
häufigsten Delikten zählen: 

1. Üble Nachrede (§ 111 StGB) und Beleidigung (§ 115 StGB): Wer öffentlich über 
jemanden Tatsachen behauptet, die geeignet sind, dessen Ehre zu schädigen, kann sich 
der üblen Nachrede schuldig machen. Beleidigende Äußerungen oder Beschimpfungen 
können § 115 StGB erfüllen. 

2. Verleumdung (§ 297 StGB): Wird wissentlich eine unwahre Behauptung aufgestellt, um 
eine Person behördlich verfolgt zu sehen oder einem behördlichen Verfahren 
auszusetzen, kann Verleumdung gegeben sein. 

3. Nötigung (§ 105 StGB): Systematischer psychischer Druck, Drohungen oder die 
Androhung eines empfindlichen Übels können als Nötigung strafbar sein, wenn sie die 
Handlungsfreiheit des Opfers beeinträchtigen sollen. 

4. Körperverletzung (§ 83 StGB): Auch psychische Gewalt kann als Körperverletzung im 
Sinne einer gesundheitlichen Beeinträchtigung gewertet werden, sofern eine 
nachweisbare Krankheit (z. B. Depression, Angststörung) verursacht wurde. 
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5. Stalking (§ 107a StGB): Auch „Beharrliche Verfolgung“ kann ein Mobbingverhalten 
darstellen, wenn jemand wiederholt verfolgt, belästigt oder in der Lebensführung massiv 
beeinträchtigt wird. 

6. Cybermobbing (§ 107c StGB): Seit 1. Jänner 2016 ist Cybermobbing in Österreich eine 
eigene Straftat. Darunter fällt das fortgesetzte Beleidigen oder Bloßstellen über 
elektronische Kommunikationsmittel, wenn die Tat geeignet ist, die Lebensführung der 
betroffenen Person schwerwiegend zu beeinträchtigen. 

3.2. Cybermobbing (§ 107c StGB) 

Da Cybermobbing in der heutigen digitalen Gesellschaft an Relevanz gewinnt, soll diesem 
Delikt ein eigener Abschnitt gewidmet werden. § 107c StGB („Fortgesetzte Belästigung im Wege 
einer Telekommunikation oder eines Computersystems“) stellt unter Strafe, wenn jemand über 
einen längeren Zeitraum hinweg eine Person in einer Art und Weise beleidigt oder bloßstellt, 
dass diese erheblich in ihrer Lebensführung beeinträchtigt wird. 

• Tatmittel: E-Mails, WhatsApp-Nachrichten, Social-Media-Plattformen, Foren oder 
sonstige Online-Kommunikationsformen. 

• Tathandlung: Beleidigen, Bloßstellen, Bedrohen, Verunglimpfen etc. können in Frage 
kommen, wenn sie mehrfach und systematisch erfolgen. 

• Erhebliche Beeinträchtigung: Das Opfer muss nachweisen, dass durch das 
Cybermobbing der private, soziale oder berufliche Alltag massiv belastet wird (z. B. 
Verängstigung, Rückzug, psychische Erkrankung). 

Die Strafdrohung sieht Geldstrafen oder Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr vor, in qualifizierten 
Fällen (z. B. wenn das Opfer minderjährig ist oder Selbstverletzungsgefahr besteht) auch höhere 
Strafen. 

3.3. Strafantrag und Privatanklage 

Bei Delikten wie Beleidigung (§ 115 StGB) oder Üble Nachrede (§ 111 StGB) handelt es sich 
meist um Privatanklagedelikte. Das bedeutet, die oder der Betroffene muss selbst als 
Privatankläger:in auftreten, da die Staatsanwaltschaft in diesen Fällen oft nicht von Amts wegen 
einschreitet. Dies kann Opfer von Mobbing vor praktische Probleme stellen: 

• Kostenrisiko: Ein Privatanklagedelikt kann mit Gerichtskosten und dem Risiko 
verbunden sein, bei Prozessverlust die Kosten der Gegenseite tragen zu müssen. 

• Beweislast: Auch hier muss die klagende Partei die belastenden Tatsachen beweisen. 

In anderen Fällen, etwa bei Nötigung (§ 105 StGB) oder Stalking (§ 107a StGB), ist die 
Staatsanwaltschaft für die Verfolgung zuständig. Opfer können Anzeige bei der Polizei erstatten, 
woraufhin die Behörde Ermittlungen aufnimmt. 

3.4. Anforderungen an den Strafrichter 

In einem Strafverfahren ist die Beweisanforderung noch höher als im Zivilverfahren, da für eine 
Verurteilung die Schuld des Täters „ohne vernünftigen Zweifel“ (in dubio pro reo) feststehen 
muss. Gerade bei Mobbing, das sich häufig in längeren, schwer dokumentierbaren Prozessen 
äußert, kann das zu folgendem Problem führen: 

• Viele der Handlungen sind subtil (z. B. abfällige Bemerkungen in der Kaffeeküche), 
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• Es gibt häufig keine Objektivierung (z. B. schriftliche Drohungen oder WhatsApp-
Nachrichten), sondern nur mündliche Aussagen, 

• Zeug:innen wollen sich oft nicht einmischen oder fürchten Repressalien. 

Demnach kann es sehr schwierig sein, bei Mobbing tatsächlich eine strafrechtlich relevante 
Handlung gerichtsfest zu beweisen, zumal Täter:innen sich oft auf „Missverständnisse“ oder 
„harmloses Geplänkel“ berufen. Dennoch bietet das Strafrecht gerade im Bereich des 
Cybermobbings eine wichtige Handhabe, weil digitale Beleidigungen, Fotos, Videos oder 
Chatverläufe vergleichsweise leicht gesichert und dem Gericht vorgelegt werden können. 

4. Zusammenspiel von Zivil- und Strafverfahren 

4.1. Trennung der Verfahren 

Zivil- und Strafverfahren sind im österreichischen Rechtssystem grundsätzlich getrennt. Ein 
und dieselbe Mobbinghandlung kann aber sowohl zivilrechtliche (z. B. Schadenersatz) als auch 
strafrechtliche (z. B. Beleidigung nach § 115 StGB) Folgen nach sich ziehen. Die Verfahren 
können parallel oder nacheinander geführt werden. 

In vielen Fällen warten Zivilgerichte allerdings das Ergebnis eines Strafverfahrens ab, wenn dort 
dieselben Tatsachen geklärt werden. Zum Beispiel kann die Verurteilung wegen Beleidigung ein 
starkes Indiz dafür sein, dass eine Persönlichkeitsrechtsverletzung vorliegt, was im Zivilprozess 
die Beweisführung erleichtern kann. Umgekehrt wird ein Freispruch im Strafverfahren nicht 
zwingend bedeuten, dass im Zivilverfahren kein Anspruch bestehen kann. Dort genügt bereits 
die überwiegende Wahrscheinlichkeit („Glaubhaftmachung“) für den Anspruch, während im 
Strafverfahren die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen werden muss. 

4.2. Vermeidung von Doppelgleisigkeiten 

Praktisch kann es für Betroffene sinnvoll sein, sich zunächst anwaltlich beraten zu lassen, ob ein 
zivilrechtliches Vorgehen, ein Strafverfahren oder beides zielführend ist. Ein rein 
strafrechtliches Vorgehen kann risikoreicher sein, insbesondere bei Privatanklagedelikten, da 
die Kosten gegebenenfalls von den Opfern getragen werden müssen, sofern das Verfahren 
scheitert. 

Im Zivilverfahren besteht zudem die Möglichkeit, eine finanzielle Kompensation zu erhalten, 
was für Betroffene bei erheblichem psychischem Schaden oftmals dringender ist als die 
Bestrafung des Täters. Trotzdem kann aus generalpräventiven Gründen ein strafrechtliches 
Vorgehen sinnvoll sein, um ein klares Zeichen zu setzen, dass Mobbing im Betrieb oder in der 
Gesellschaft nicht toleriert wird. 

5. Typische Problemfelder und Beispiele aus der Rechtsprechung 

5.1. Beispielsfall: Arbeitsplatzkonflikte und Cybermobbing 

Ein gängiges Beispiel in der Rechtsprechung sind Fälle, in denen ein:e Arbeitnehmer:in von 
Kolleg:innen in einer WhatsApp-Gruppe systematisch beleidigt und schlechtgemacht wird. Die 
Betroffene erfährt davon, weil Screenshots geleakt werden. Gleichzeitig werden im Betrieb 
gezielt Gerüchte verbreitet, die den Ruf der Person beschädigen sollen (z. B. „Die arbeitet so 
schlampig, bald fliegt sie raus!“). 
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• Zivilrechtliche Ebene: Die Betroffene könnte gegen die Kolleg:innen auf Unterlassung 
und Schadenersatz (insbesondere Schmerzengeld) klagen. Ein medizinisches Gutachten 
zur psychischen Beeinträchtigung kann relevant sein. 

• Strafrechtliche Ebene: Wenn die Äußerungen besonders ehrverletzend sind, kommen 
üble Nachrede oder Beleidigung in Betracht. Bei andauernder Belästigung via Social 
Media kann zudem ein Tatbestand des Cybermobbings vorliegen. 

5.2. Entscheidungsbeispiele 

• OGH-Entscheidung zu Mobbing am Arbeitsplatz: In mehreren Fällen hat der Oberste 
Gerichtshof (OGH) klar festgehalten, dass systematische Ausgrenzungen, Drohungen 
oder Demütigungen einen schadenersatzfähigen Eingriff in das Persönlichkeitsrecht 
darstellen können. Auch wenn in Einzelfällen die Beweisführung scheiterte, hob der OGH 
das Prinzip hervor, dass bereits ein individueller, nachweisbar kausaler Schaden für 
die Zuerkennung von Schadenersatz genügt. 

• LG-Entscheidung zum Cybermobbing: Ein Landesgericht verurteilte eine Beschuldigte, 
die wiederholt beleidigende Fotomontagen ihrer ehemaligen Schulkollegin in sozialen 
Netzwerken veröffentlicht hatte. Das Gericht stellte fest, dass § 107c StGB erfüllt war, 
weil eine fortgesetzte Bloßstellung vorlag, die die Lebensführung der Betroffenen 
erheblich beeinträchtigte. Die Beschuldigte erhielt eine Geldstrafe und das Opfer wurde 
auf den Zivilrechtsweg zur Geltendmachung weiterer Ansprüche verwiesen. 

5.3. Praxishinweise für Betroffene 

• Dokumentation: Jede Form von Mobbing sollte möglichst detailliert dokumentiert 
werden (Screenshots, E-Mails, Chatverläufe, Tagebuch). 

• Rechtsberatung: Frühzeitige Konsultation einer Anwältin oder eines Anwalts, um eine 
Strategie festzulegen (z. B. zivilrechtliche Klage, Strafanzeige oder beides). 

• Unterstützung suchen: Betriebsrat, Personalvertretung, externe Beratungsstellen 
können helfen, den Fall aufzuarbeiten oder eine Mediation zu vermitteln. 

6. Bedeutung für Prävention und rechtspolitische Diskussion 

Die Möglichkeit, Mobbing zivil- und strafrechtlich zu ahnden, zeigt, dass Österreich über ein 
durchaus umfangreiches Instrumentarium verfügt. Allerdings ist es für Betroffene wegen der 
komplexen Beweislage und hohen Kosten oft schwierig, ihre Ansprüche erfolgreich 
durchzusetzen. Hinzu kommt, dass der psychische Druck im Zuge eines Gerichtsverfahrens 
noch weiter steigen kann. 

Rechtspolitisch werden immer wieder Vorschläge diskutiert, einen eigenständigen Tatbestand 
„Mobbing“ zu schaffen, der – ähnlich wie das Cybermobbing – die systematische Schikane als 
Gesamtgeschehen ins Visier nimmt. Befürworter argumentieren, dass so die 
Nachweisprobleme und die Zersplitterung in verschiedene Delikte reduziert würden. Kritiker 
hingegen wenden ein, dass ein zu weit gefasster Straftatbestand schnell zu einer 
Kriminalisierung alltäglicher Konflikte führen könnte. 

Darüber hinaus gibt es Bestrebungen, die Beweislast in Mobbingfällen zu erleichtern, ähnlich 
wie bei Diskriminierungsklagen. Eine solche Reform könnte die Durchsetzbarkeit von 
Ansprüchen verbessern und Arbeitgeber stärker in die Verantwortung nehmen, präventiv tätig zu 
werden und Mobbing gar nicht erst entstehen zu lassen. 
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INSTITUTIONEN, BERATUNGSSTELLEN UND AUSSERGERICHTLICHE 
KONFLIKTLÖSUNGSOPTIONEN 

1. Einleitung 

In den vorangegangenen Teilen dieses Aufsatzes wurden unterschiedliche rechtliche Aspekte 
von Mobbing – von den arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen über zivil- und strafrechtliche 
Handhabe bis hin zu speziellen Fragen des Gleichbehandlungsgesetzes – eingehend erörtert. 
Dabei ist deutlich geworden, dass Betroffene zwar diverse Rechtswege einschlagen können, die 
Durchsetzung ihrer Ansprüche aber oft mit beträchtlichen finanziellen, zeitlichen und 
emotionalen Belastungen verbunden ist. 

Aus diesem Grund spielt die außergerichtliche Konfliktlösung eine immer größere Rolle, 
insbesondere bei Mobbingfällen, die häufig ein hohes Maß an persönlicher Betroffenheit und 
psychischer Belastung mit sich bringen. In Österreich existiert ein dichtes Netz von 
Beratungsstellen und Institutionen, die auf Prävention, Intervention und Beratung in 
Mobbingfällen spezialisiert sind. Viele Unternehmen und öffentliche Einrichtungen haben 
interne oder externe Ansprechstellen eingerichtet, um schnell und möglichst niederschwellig 
auf Konfliktsituationen reagieren zu können. 

Teil 4 beschäftigt sich daher mit den Institutionen, Beratungsangeboten und alternativen 
Konfliktlösungsverfahren, die in Österreich zur Verfügung stehen. Ein besonderer Schwerpunkt 
liegt auf der Rolle der Mediation, den Angeboten von Rechtsanwälten, NGOs, 
betriebsinternen Ombudsstellen sowie den Bildungseinrichtungen. Darüber hinaus soll 
beleuchtet werden, welche präventiven Maßnahmen Institutionen ergreifen können, um 
Mobbing gar nicht erst entstehen zu lassen. 

2. Institutionen und Beratungsstellen in Österreich 

2.1. Rechtsanwälte  

Die österreichischen Rechtsanwälte sind zentrale Anlaufstellen für Fragen rund um Arbeitsrecht 
und Arbeitnehmerschutz. Da Mobbing vor allem in Beschäftigungsverhältnissen auftritt, ist ihr 
Beratungsangebot in diesem Bereich besonders relevant. 

1. Rechtsanwalt: 

o Rechtsberatung: Die auf Arbeitsrecht und Mobbing spezialisierte Rechtsanwälte 
bietet rechtliche Beratung für Betroffene an und klärt über mögliche 
arbeitsrechtliche Schritte auf, z. B. Ansprüche aus der Fürsorgepflicht oder 
Kündigungsschutz. 

2. Gewerkschaften: 

o Betreuung durch Betriebsrät:innen: In vielen Betrieben sind Gewerkschaften 
über den Betriebsrat vertreten und können unmittelbar bei Mobbingfällen 
eingeschaltet werden. 

o Rechtsschutz: Je nach Gewerkschaftszugehörigkeit besteht die Möglichkeit, 
rechtlichen Beistand und Prozesskostenunterstützung zu erhalten. 

o Verhandlungsposition: Gewerkschaften sind manchmal in der Lage, mit dem 
Arbeitgeber zu verhandeln und in brisanten Fällen auf gütliche Einigungen 
hinzuarbeiten. 
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2.2. Beratungsstellen für Opfer von Gewalt und Diskriminierung 

Neben den arbeitsrechtlichen Interessensvertretungen existieren in Österreich mehrere 
spezialisierte Beratungsstellen, die sich Mobbing und verwandten Themen (z. B. 
Diskriminierung, Gewalt in der Familie oder im sozialen Umfeld) widmen. Beispiele dafür sind: 

• Frauenberatungsstellen: Sie bieten Hilfe bei sexueller Belästigung oder 
geschlechtsspezifischem Mobbing. 

• Beratungsstellen für Migrant:innen: Hier wird auf rassistisch motivierte 
Diskriminierungen und Mobbingfälle eingegangen. 

• NGOs mit Schwerpunkt Arbeitswelt: Einige Nichtregierungsorganisationen haben sich 
auf Beratung und Begleitung bei Arbeitsplatzkonflikten spezialisiert (z. B. Work & Life-
Beratungsstellen, AK-Projekte, regionale Initiativen). 

Diese Einrichtungen übernehmen oft eine Brückenfunktion zwischen Justiz, Psychologie und 
Sozialarbeit. Betroffene erhalten dort nicht nur juristische Erstinformationen, sondern auch 
psychosoziale Unterstützung, beispielsweise in Form von Einzelgesprächen, Selbsthilfegruppen 
oder Krisenintervention. 

2.3. Gleichbehandlungsanwaltschaft 

Eine wichtige Institution für Betroffene, die Mobbing mit Diskriminierungstatbeständen (etwa 
wegen Geschlecht, Ethnie, Alter, Religion oder sexueller Orientierung) vermuten, ist die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft. Die Gleichbehandlungsanwaltschaft agiert unabhängig und 
berät unentgeltlich: 

• Prüfung der Diskriminierung: Die Anwaltschaft klärt, ob im geschilderten Sachverhalt 
ein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) vorliegt. 

• Mediation und Vergleich: Bei hinreichendem Verdacht auf Diskriminierung kann sie 
vermitteln, um eine gütliche Einigung zu erzielen. 

• Prozessbegleitung: Auf Wunsch unterstützt sie Betroffene bei einer Klage nach dem 
GlBG. 

Da Diskriminierung häufig als Teilaspekt von Mobbing auftritt (z. B. rassistische 
Beschimpfungen, homophobe Schikanen), ist die Gleichbehandlungsanwaltschaft in vielen 
Fällen die erste Anlaufstelle, um rechtliche und psychosoziale Schritte zu koordinieren. 

2.4. Volksanwaltschaft und Ombudsstellen 

Die Volksanwaltschaft ist eine verfassungsrechtlich verankerte Einrichtung zur Kontrolle der 
Verwaltung, die auch Beschwerden von Bürger:innen über Missstände im öffentlichen Bereich 
entgegennimmt. Wenn es z. B. um Mobbing in öffentlichen Schulen, Behörden oder staatlichen 
Betrieben geht, kann sie eingeschaltet werden: 

• Prüfung hoheitlichen Handelns: Die Volksanwaltschaft untersucht, ob eine Schule 
oder Behörde angemessen gegen Mobbing vorgeht oder ob die Fürsorgepflicht verletzt 
ist. 

• Empfehlungen: Stellt sie Mängel fest, kann sie öffentlichkeitswirksam Empfehlungen 
zur Verbesserung der Lage aussprechen. 
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Auf betrieblicher Ebene haben manche Unternehmen eigene Ombudsstellen, die in 
Konfliktsituationen neutral vermitteln und Beschwerden intern prüfen sollen. Diese sind meist 
unabhängig von der Hierarchie und unterliegen besonderen Verschwiegenheitspflichten. 

3. Außergerichtliche Konfliktlösungsverfahren: Mediation und Co. 

3.1. Grundprinzipien der Mediation 

Mediation ist ein strukturiertes Verfahren, bei dem eine neutraler Dritte*r (Mediator:in) die 
Konfliktparteien dabei unterstützt, eigenverantwortlich eine Lösung zu erarbeiten. Im Gegensatz 
zu gerichtlichen Verfahren zielt die Mediation nicht auf die Feststellung von „Schuld“ oder 
„Unschuld“ ab, sondern auf eine zukunftsorientierte Einigung. Zentrale Elemente der Mediation 
sind: 

1. Freiwilligkeit: Alle Beteiligten müssen bereit sein, an der Mediation teilzunehmen und 
ergebnisoffen zu verhandeln. 

2. Eigenverantwortung: Die Parteien erarbeiten die Lösungen selbst. Die Rolle des/der 
Mediators:in besteht darin, den Prozess zu strukturieren und zu lenken. 

3. Vertraulichkeit: Alles, was in der Mediation besprochen wird, bleibt unter den 
Anwesenden. Damit soll eine offene Aussprache ermöglicht werden. 

4. Allparteilichkeit: Der oder die Mediator:in vertritt keine Seite, sondern dient als 
neutraler Vermittler. 

Gerade bei Mobbingkonflikten, die stark von emotionalen Verletzungen und Vertrauensbrüchen 
geprägt sind, kann Mediation sinnvoll sein, sofern die Konfliktparteien noch 
Gesprächsbereitschaft zeigen. 

3.2. Einsatzgebiete der Mediation bei Mobbing 

Mediation kann in verschiedenen Kontexten zum Einsatz kommen: 

• Innerbetriebliche Konflikte: Arbeitgeber können speziell geschulte 
Arbeitsmediziner:innen, Psycholog:innen oder externe Mediator:innen hinzuziehen, 
wenn z. B. Teamkonflikte zu eskalieren drohen. 

• Konflikte in Schulen: Schulmediation ist in Österreich bereits etabliert. Externe oder 
interne Schulmediator:innen (z. B. Lehrkräfte, die eine Mediationsausbildung haben) 
helfen, Konflikte zwischen Schüler:innen, Eltern oder Lehrenden zu bearbeiten. 

• Nachbarschafts- oder Vereinskonflikte: Auch im privaten Bereich, wo Mobbing 
zwischen Nachbarn oder in Vereinen auftreten kann, stellt Mediation eine Alternative 
zum Gerichtsverfahren dar. 

Die Voraussetzung ist, dass keine massiven Gewaltandrohungen oder strafrechtlich relevanten 
Handlungen im Raum stehen, bei denen ein Strafverfahren unabdingbar ist. Mediation kann 
zwar eine hilfreiche Ergänzung sein, ersetzt aber nicht zwingend eine justizielle Aufarbeitung in 
schwerwiegenden Fällen. 

3.3. Ablauf einer Mediation bei Mobbing 

Ein typisches Mediationsverfahren bei Mobbing kann folgende Schritte beinhalten: 
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1. Auftragsklärung: Der oder die Mediator:in trifft sich mit den Beteiligten (einzeln oder 
gemeinsam), um den Konflikt zu verstehen und die Bereitschaft zur Mediation 
auszuloten. 

2. Konfliktdarstellung: Jede Partei schildert ihre Sichtweise. Ziel ist, dass alle Betroffenen 
gehört werden und gegenseitiges Verständnis für die jeweilige Position entsteht. 

3. Themensammlung: Gemeinsam werden die wichtigsten Konfliktfelder festgelegt (z. B. 
verbale Angriffe, Ausgrenzung, Gerüchte). 

4. Bearbeitungsphase: Die Parteien überlegen, welche Lösungswege denkbar sind. In 
dieser Phase geht es um gegenseitige Zugeständnisse, klare Absprachen und mögliche 
Wiedergutmachung. 

5. Vereinbarung: Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen Vereinbarung festgehalten, 
die für alle Seiten verbindlich ist. Hier kann festgelegt werden, was künftig im Umgang 
miteinander zu beachten ist, welche Kompensationen geleistet werden oder wie man bei 
neuen Konflikten vorgeht. 

In manchen Fällen folgt eine Nachbereitung (Follow-up-Termin), bei dem die Einhaltung der 
Vereinbarung geprüft wird. So soll vermieden werden, dass das Verhalten nach einiger Zeit 
wieder ins alte Muster zurückfällt. 

4. Präventive Maßnahmen in Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen 

4.1. Betriebliche Mobbing-Prävention 

Viele Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben mittlerweile erkannt, dass Mobbing nicht nur ein 
persönliches Leid für die Betroffenen bedeutet, sondern auch betriebswirtschaftliche Kosten 
verursacht (z. B. Krankenstände, Kündigungen, schlechtes Arbeitsklima). Daher gewinnen 
Maßnahmen zur Mobbingprävention an Bedeutung: 

1. Unternehmenskultur: Ein klares Bekenntnis der Unternehmensleitung zu Respekt, 
Fairness und Vielfalt. Leitbilder und Kommunikationsrichtlinien sollten für alle 
Mitarbeitenden verständlich formuliert und aktiv gelebt werden. 

2. Mitarbeiter*innen-Schulungen: Regelmäßige Workshops oder Seminare zu 
Kommunikation, Konfliktmanagement und Mobbing sensibilisieren Führungskräfte und 
Teammitglieder, frühzeitig Warnsignale zu erkennen. 

3. Klare Beschwerdewege: Betriebe sollten intern festlegen, an wen sich Betroffene 
vertraulich wenden können (z. B. Ombudsstelle, Personalabteilung, Betriebsrat). Wichtig 
ist, dass jede Beschwerde ernst genommen und zeitnah bearbeitet wird. 

4. Monitoring des Arbeitsklimas: Durch Mitarbeiter*innenbefragungen, anonyme 
Feedbacktools oder regelmäßige Team-Meetings kann die Stimmung im Betrieb erfasst 
werden. Frühwarnindikatoren (häufige Fluktuation, hohe Krankenstände) deuten oft auf 
Probleme im Miteinander hin. 

4.2. Mobbingprävention in Schulen 

Mobbing ist nicht nur ein Phänomen in der Arbeitswelt. Besonders in Schulen hat die Prävention 
hohe Priorität, da sich Ausgrenzungen und Demütigungen unter Kindern und Jugendlichen auf 
das ganze Leben auswirken können. In Österreich gibt es verschiedene Programme: 
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• Peer-Mediation: Ältere Schüler:innen werden als Mediator:innen ausgebildet und 
unterstützen bei Konflikten unter Mitschüler:innen. 

• Sozial- und Konflikttraining: Viele Schulen integrieren Trainings und Workshops, die 
soziale Kompetenzen stärken und respektvollen Umgang fördern. 

• Beratungsteams: Schulpsycholog:innen, Schulsozialarbeiter:innen oder 
Vertrauenslehrer:innen sind wichtige Anlaufstellen, um Mobbing frühzeitig zu erkennen 
und zu intervenieren. 

• Aufklärung über Cybermobbing: Da Jugendliche stark in sozialen Medien aktiv sind, 
werden Workshops über Datenschutz, Netiquette und strafrechtliche Konsequenzen von 
Cybermobbing angeboten. 

4.3. Öffentlichkeitskampagnen 

Über Mobbing im öffentlichen Diskurs zu sprechen, ist ebenfalls Teil einer umfassenden 
Prävention. Medienberichte, Kampagnen und Vorträge an Universitäten und Fachhochschulen 
erhöhen das Bewusstsein für die Folgen von Mobbing. Öffentliche Träger wie das 
Sozialministerium, das Bildungsministerium oder die Rechtsanwaltskammern organisieren 
immer wieder Informationsveranstaltungen. Beispiele: 

• „Zusammen.Österreich“: Eine Initiative, bei der Persönlichkeiten mit 
Migrationshintergrund durch Schulen touren und das Thema Integration und Miteinander 
diskutieren. Hier wird auch Diskriminierung (als Variante von Mobbing) thematisiert. 

• Aktionstage: Städte oder Gemeinden veranstalten Aktionstage gegen Diskriminierung 
und Mobbing, bei denen Beratungsstellen, NGOs und Sozialarbeiter:innen vor Ort 
informieren. 

5. Strategien für Betroffene – Außergerichtliche Wege 

5.1. Gespräch mit Vorgesetzten oder Lehrpersonen 

Bevor man den Rechtsweg beschreitet, kann bei Mobbing in vielen Fällen das direkte Gespräch 
mit einer übergeordneten Stelle (Vorgesetzte, Lehrpersonen, Schulleitung) helfen. Dabei sind ein 
paar Punkte zu beachten: 

1. Sorgfältige Vorbereitung: Fakten, Vorfälle und eventuelle Beweise (E-Mails, 
Chatprotokolle) sollten strukturiert vorgelegt werden. 

2. Konkrete Wünsche: Betroffene sollten klar kommunizieren, welche Form von 
Unterstützung oder Veränderung sie sich erwarten (z. B. Versetzung, klärendes 
Gespräch, Sanktionen gegen Mobber:innen). 

3. Protokollieren: Alle Gesprächsinhalte sollten schriftlich festgehalten werden, um bei 
eventuellen späteren Streitigkeiten einen Nachweis zu haben. 

In manchen Fällen zeigt sich, dass Vorgesetzte oder Lehrpersonen gar nicht über das gesamte 
Ausmaß des Mobbings informiert waren und durchaus bereit sind, rasch einzugreifen. 

5.2. Einschaltung des Betriebsrats oder der Personalvertretung 

Wie bereits in Teil 2 dargestellt, besitzt der Betriebsrat (bzw. die Personalvertretung im 
öffentlichen Dienst) umfangreiche Rechte, um auf Missstände im Betrieb aufmerksam zu 
machen und Veränderungen durchzusetzen. Gerade bei Mobbing, das oft auch die 
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Arbeitsatmosphäre und das Teamgefüge stört, hat der Betriebsrat ein eigenes Interesse daran, 
den Konflikt zu lösen oder zumindest zu lindern. 

• Konfliktgespräche: Betriebsräte können gemeinsam mit den Konfliktparteien und der 
Personalabteilung ein moderiertes Gespräch organisieren, in dem Vorwürfe geklärt und 
Lösungsansätze erarbeitet werden. 

• Betriebsvereinbarungen: Wenn Mobbing im Unternehmen wiederholt auftritt, kann der 
Betriebsrat auf Abschluss einer Anti-Mobbing-Betriebsvereinbarung drängen. 

5.3. Coaching und Supervision 

In manchen Fällen hilft es Betroffenen, professionelle Unterstützung in Form von Coaching 
oder Supervision in Anspruch zu nehmen. Dadurch können Strategien zur Selbstbehauptung, 
zum Konfliktmanagement und zur Bewältigung der psychischen Belastung entwickelt werden. 
Gerade wenn das Mobbing von Vorgesetzten ausgeht, ist es wichtig, eine neutrale externe 
Person zu haben, die die Situation analysiert und Hilfe zur Selbsthilfe anbietet. 

• Einzelcoaching: Fokus liegt auf der persönlichen Resilienz, dem Selbstvertrauen und 
der Kommunikationstechnik der Betroffenen. 

• Team-Supervision: Das ganze Team nimmt an einem Prozess teil, um problematische 
Verhaltensmuster zu erkennen und zu ändern. 

6. Vorteile und Grenzen außergerichtlicher Lösungen 

6.1. Vorteile 

• Schnelligkeit: Außergerichtliche Verfahren können meist rascher eingeleitet werden als 
ein Gerichtsprozess, der sich über viele Monate oder gar Jahre hinziehen kann. 

• Kosteneffizienz: Mediation und interne Konfliktlösung verursachen in der Regel weniger 
Kosten als ein vollumfängliches Gerichtsverfahren. 

• Schutz der Beziehung: Wenn die Konfliktparteien weiterhin zusammenarbeiten 
(müssen), bietet eine einvernehmliche Lösung die Chance, das Arbeits- oder 
Schulverhältnis auf einer neuen Basis fortzuführen. 

• Psychische Entlastung: Gerichtsverfahren sind emotional belastend. Ein 
außergerichtlicher Dialog kann ein positiveres Klima schaffen und verhindert oft eine 
weitere Eskalation. 

6.2. Grenzen und Risiken 

• Freiwilligkeit: Wenn eine Partei sich strikt weigert, auf eine einvernehmliche Lösung 
hinzuarbeiten, stößt Mediation schnell an ihre Grenzen. 

• Machtgefälle: In Mobbingsituationen besteht häufig ein klares Hierarchie- oder 
Gruppenungleichgewicht (Vorgesetzter vs. Untergebener, Gruppe vs. Einzelperson). 
Ohne externe „Ausbalancierung“ kann dieses Ungleichgewicht die Verhandlungen 
verzerren. 

• Fehlende Rechtsdurchsetzung: Mediation führt nicht automatisch zu einer 
strafrechtlichen oder zivilrechtlichen „Sanktion“. Wer eine klare Verurteilung oder 
Schadenersatz anstrebt, wird möglicherweise mit einer bloßen Einigung unzufrieden 
sein. 

mailto:wien@anwaltskanzlei-pichler.at


 

- 25 - 
 

Erstberatung zum Thema Mobbing: Anwaltskanzlei Dr. Pichler 
E-Mail: wien@anwaltskanzlei-pichler.at   Tel: 01/5130700 

• Manipulation: In seltenen Fällen kann eine überlegener Täter:in eine Mediation nutzen, 
um das Opfer weiter unter Druck zu setzen oder eine scheinbare Einigung zu erzwingen. 
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PSYCHOLOGISCHE UND GESUNDHEITLICHE FOLGEN VON MOBBING 

 

1. Einleitung 

In den bisherigen Teilen wurde Mobbing aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet: Wir haben 
uns den rechtlichen Rahmenbedingungen (Arbeits-, Zivil- und Strafrecht) sowie den 
Beratungsmöglichkeiten und institutionellen Strukturen zugewandt, die in Österreich für den 
Umgang mit Mobbingfällen relevant sind. Dabei klang bereits mehrfach an, dass Mobbing sich 
nicht allein auf das Berufsleben oder den sozialen Alltag beschränkt, sondern auch erhebliche 
gesundheitliche Folgen für Betroffene mit sich bringen kann. 

Tatsächlich verweisen verschiedene Studien darauf, dass Opfer von Mobbing – sei es am 
Arbeitsplatz, in der Schule oder im digitalen Raum – ein signifikant erhöhtes Risiko für 
psychische und physische Erkrankungen aufweisen. Der Zusammenhang ist bei näherer 
Betrachtung naheliegend: Systematische Ausgrenzung, Demütigungen oder Bedrohungen 
erschüttern das Selbstwertgefühl, führen zu Dauerstress und können im schlimmsten Fall eine 
ganze Kaskade an psychosomatischen Beschwerden auslösen. 

In Teil 5 stehen daher die psychologischen und gesundheitlichen Folgen von Mobbing im 
Zentrum. Wir betrachten dabei typische Krankheitsbilder wie Depression, Burn-out oder 
posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS). Zudem wird darauf eingegangen, wie sich 
Mobbing auf die Arbeits- und Leistungsfähigkeit auswirken kann und welche Rehabilitations- 
und Unterstützungsmöglichkeiten Betroffenen in Österreich zur Verfügung stehen. Ein eigenes 
Kapitel widmet sich den Besonderheiten des Cybermobbings, das aufgrund seiner ständigen 
Verfügbarkeit und Öffentlichkeit oft zu besonders starken Belastungsreaktionen führt. 

2. Psychische Folgen von Mobbing 

2.1. Chronischer Stress und seine Auswirkungen 

Eines der Hauptmerkmale von Mobbing ist die Langandauer und Systematik der Schikanen. 
Das bedeutet, Betroffene werden nicht nur einmalig beleidigt oder benachteiligt, sondern über 
Wochen, Monate oder sogar Jahre hinweg. Der menschliche Körper und Geist reagieren auf 
anhaltenden Stress mit einer Reihe von typischen Symptomen: 

1. Erschöpfung und Schlafstörungen 

o Ständiges Grübeln und Ängste führen dazu, dass Betroffene abends nicht 
abschalten können. Ein gestörter Schlafrhythmus schwächt langfristig das 
Immunsystem und beeinträchtigt die geistige Leistungsfähigkeit. 

2. Angst- und Panikattacken 

o Wer regelmäßig in Situationen kommt, in denen er oder sie gemobbt wird, 
entwickelt mitunter eine generalisierte Angst: Schon der Gedanke an den 
Arbeitsplatz oder die Schule löst Panikgefühle aus. 

3. Vermindertes Selbstwertgefühl 

o Anhaltende Demütigungen oder Geringschätzung untergraben das 
Selbstvertrauen. Betroffene beginnen, an ihren eigenen Fähigkeiten zu zweifeln 
und entwickeln eine negative Selbstwahrnehmung. 
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4. Erhöhte Reizbarkeit und Aggression 

o Die anhaltende Stressbelastung kann auch zu Wutausbrüchen und aggressivem 
Verhalten führen, was wiederum das soziale Umfeld belasten und den Konflikt 
verschärfen kann. 

Chronischer Stress ist ein zentraler Faktor bei der Entstehung psychischer Erkrankungen. Wenn 
die Stressoren nicht beseitigt werden oder keine geeigneten Bewältigungsstrategien gefunden 
werden, besteht ein erhebliches Risiko, dass sich eine Depression, ein Burn-out oder andere 
psychiatrische Krankheitsbilder manifestieren. 

2.2. Depression und Burn-out 

Mobbing wird in der psychologischen Forschung oft als einer der Risikofaktoren für depressive 
Erkrankungen genannt. Langfristige Schikanen können das Gefühl auslösen, keine Kontrolle 
mehr über das eigene Leben zu haben. Hinzu kommen häufig Schamgefühle und ein sozialer 
Rückzug, weil das Opfer sich womöglich „selbst die Schuld gibt“, gemobbt zu werden – eine 
verzerrte, aber durchaus häufig anzutreffende Denkweise. 

• Depression 

o Betroffene leiden unter andauernder Niedergeschlagenheit, Antriebslosigkeit 
und Hoffnungslosigkeit. Oft geht dies mit Interessenverlust, Schlafstörungen und 
Konzentrationsproblemen einher. 

o In schweren Fällen treten Suizidgedanken auf. Hier ist rasche professionelle Hilfe 
unabdingbar. 

• Burn-out 

o Burn-out wird häufig mit beruflichen Überlastungssituationen in Verbindung 
gebracht, doch auch Mobbing kann erheblich dazu beitragen, dass jemand 
„ausgebrannt“ wird. 

o Typische Symptome sind emotionale Erschöpfung, reduzierte Leistungsfähigkeit 
und eine zunehmende innere Distanz zur Arbeit. 

o Anders als bei einer klassischen Depression steht hier oft die totale körperliche 
und seelische Erschöpfung im Vordergrund, die nach Phasen der Überforderung 
und Frustration entsteht. 

Ob Depression oder Burn-out – in beiden Fällen ist wichtig, frühzeitig professionelle 
Unterstützung zu suchen, etwa beim Hausarzt, bei einer psychologischen Beratungsstelle oder 
in einer spezialisierten Klinik. 

2.3. Angststörungen und Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) 

In besonders schweren Fällen von Mobbing, etwa wenn Gewaltandrohungen oder massive 
Demütigungen an der Tagesordnung sind, kann es zu traumatischen Erfahrungen kommen, die 
Anzeichen einer PTBS hervorrufen: 

• Flashbacks: Betroffene durchleben wiederholt in Gedanken oder Träumen die 
Mobbingsituation und empfinden dieselbe Angst oder Hilflosigkeit wie im 
Ursprungserlebnis. 
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• Vermeidungsverhalten: Um unangenehme Erinnerungssplitter zu vermeiden, werden 
bestimmte Orte oder Personen gemieden. Das kann so weit gehen, dass der oder die 
Betroffene das Haus nicht mehr verlassen mag oder den Arbeitsplatz frühzeitig kündigt. 

• Übererregbarkeit: Betroffene reagieren übermäßig schreckhaft auf Reize, die sie an das 
Mobbing erinnern (z. B. das Hören bestimmter Stimmen, das Sehen des Täters, 
bestimmte Geräusche). 

Auch wenn PTBS häufig in Zusammenhang mit einmaligen, extrem bedrohlichen Ereignissen (z. 
B. Unfälle, Überfälle) gebracht wird, kann eine chronische Mobbing-Situation ähnlich 
traumatisierend wirken, wenn das Opfer sich dauerhaft in einer Ausweg- und 
Ohnmachtssituation fühlt. 

3. Physische Folgen und psychosomatische Beschwerden 

Mobbing wirkt sich nicht nur auf die Psyche, sondern auch auf den Körper aus. Langanhaltender 
Stress kann zu psychosomatischen Beschwerden führen. Diese äußern sich beispielsweise in: 

1. Kopf- und Rückenschmerzen: Muskelverspannungen aufgrund ständiger Anspannung 
sind häufig. Zudem kann die Schmerzverarbeitung durch negative Gefühle verstärkt 
werden. 

2. Magen-Darm-Probleme: Stress fördert Reizdarmsyndrome, Magengeschwüre oder 
chronische Verdauungsbeschwerden. 

3. Herz-Kreislauf-Erkrankungen: Lang anhaltender Stress erhöht den Blutdruck und kann 
in Kombination mit anderen Risikofaktoren (z. B. Rauchen, Bewegungsmangel) die 
Wahrscheinlichkeit für Herz-Kreislauf-Leiden steigern. 

4. Infektanfälligkeit: Ein geschwächtes Immunsystem macht Mobbingopfer anfälliger für 
Infekte und verlängert die Genesungszeit bei Krankheiten. 

Neben den unmittelbaren körperlichen Symptomen kann es zu Selbstmedikationsversuchen 
kommen: Manche Betroffene greifen verstärkt zu Alkohol, Nikotin oder Medikamenten, um die 
Belastungen zu kompensieren. Das Risiko von Suchtentwicklungen und Folgeerkrankungen darf 
in diesem Zusammenhang nicht unterschätzt werden. 

4. Auswirkungen auf Arbeits- und Leistungsfähigkeit 

4.1. Produktivitätsverlust und Fehlzeiten 

Wenn Mobbing am Arbeitsplatz stattfindet, zeigen sich betriebswirtschaftliche Folgekosten 
oft in Form von Fehlzeiten und Produktivitätsverlusten. Betroffene melden sich aufgrund von 
psychischem Druck, Schlafstörungen oder psychosomatischen Beschwerden häufiger krank. 
Andere sind zwar anwesend, können ihre Arbeitsleistung aber nicht im vollen Umfang erbringen, 
weil sie sich in einem Zustand permanenter Angst oder Niedergeschlagenheit befinden. 

• Präsentismus: Ein Phänomen, bei dem Mitarbeitende zwar im Betrieb erscheinen, aber 
aufgrund psychischer und physischer Probleme nur eingeschränkt arbeitsfähig sind. 

• Steigende Fluktuation: Wer in einem Mobbingumfeld arbeitet, erwägt häufiger eine 
Kündigung oder einen Arbeitsplatzwechsel. Dies kann Betriebe teuer zu stehen kommen, 
da die Suche nach neuem Personal und die Einarbeitung Zeit und Geld kosten. 

4.2. Teamdynamik und Betriebsklima 
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Mobbing hat nicht nur individuelle, sondern auch kollektive Konsequenzen: 

• Vertrauensverlust: Wenn Kolleg:innen mitbekommen, dass im Unternehmen Mobbing 
geduldet wird, leidet das Vertrauen in die Vorgesetzten und die Personalabteilung. Auch 
die Motivation sinkt, da ein Gefühl der Unsicherheit entsteht: „Mir könnte es als 
Nächstes passieren.“ 

• Verschlechterte Kommunikation: Ein von Mobbing geprägtes Klima ist häufig durch 
Gerüchte, Intrigen und Ängste gekennzeichnet. Die Folge: notwendige Informationen 
werden nicht mehr ausgetauscht, Teamprojekte stocken, die Arbeitsqualität leidet. 

• Gesamtatmosphäre: Ein schlechtes Betriebsklima kann sich verselbstständigen und 
das Image der Firma beeinträchtigen. Arbeitgeber, die als „Mobbing-Hotspot“ bekannt 
werden, verlieren an Attraktivität für potenzielle Bewerber:innen. 

5. Auswirkungen auf das Sozialleben 

Mobbingopfer ziehen sich oft nicht nur am Arbeitsplatz oder in der Schule zurück, sondern 
entwickeln auch im privaten Umfeld Verhaltensänderungen. Dazu gehören: 

1. Sozialer Rückzug 

o Viele Betroffene schämen sich für das, was ihnen widerfährt, oder glauben, 
selbst schuld zu sein. Sie möchten mit Freunden und Familie nicht darüber 
reden, was zu Isolation und Einsamkeit führen kann. 

2. Beziehungsprobleme 

o Der ständige Druck kann sich auf Partnerschaften und Familienbeziehungen 
auswirken. Streitigkeiten entstehen, weil die Betroffenen gereizt sind oder ihre 
Sorgen nicht teilen. 

o Partner:innen fühlen sich oft hilflos, wenn sie sehen, wie ihr Gegenüber leidet, 
aber nicht wissen, wie sie konkret helfen können. 

3. Verringerung sozialer Aktivitäten 

o Hobbys, Sportvereine oder sonstige Gruppenaktivitäten werden gemieden, weil 
das Opfer keine Energie mehr hat oder Angst vor erneuter Ausgrenzung hat. 

Wenn das Mobbing in einer Schule stattfindet, können die Folgen noch gravierender sein. Kinder 
und Jugendliche verlieren im Extremfall den Anschluss an ihre Peers, verweigern den 
Schulbesuch oder entwickeln psychosomatische Beschwerden, die zu Lernschwierigkeiten und 
Leistungsabfall führen. Die seelischen Wunden können sich bis ins Erwachsenenalter 
hineinziehen und die zukünftige Entwicklung beeinträchtigen. 

6. Spezielle Herausforderungen bei Cybermobbing 

Im Vergleich zum „klassischen“ Mobbing, das sich meist face-to-face oder innerhalb eines 
betrieblichen bzw. schulischen Settings abspielt, ist Cybermobbing (vgl. § 107c StGB) ein 
„Rund-um-die-Uhr-Phänomen“. Charakteristisch dafür sind: 

1. Permanente Erreichbarkeit 
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o Durch Smartphones und soziale Medien sind viele Betroffene ständig erreichbar 
und werden zu jeder Tages- und Nachtzeit mit Beleidigungen, Drohungen oder 
Bloßstellungen konfrontiert. 

2. Öffentliche Bloßstellung 

o Inhalte (z. B. peinliche Fotos, verleumderische Videos, Hasskommentare) 
können in rasender Geschwindigkeit viral gehen. Dies verstärkt das Schamgefühl 
und die Ohnmacht, weil man kaum Kontrolle über die Verbreitung der Inhalte 
hat. 

3. Anonymität der Täter:innen 

o Cybermobber:innen verstecken sich oft hinter Pseudonymen. Die fehlende 
Identifizierbarkeit macht es schwer, das Verhalten zu stoppen oder juristisch zu 
ahnden (sofern keine IP-Adressrückverfolgung erfolgt). 

4. Aufrechterhaltung außerhalb des Schul- oder Arbeitskontexts 

o Selbst wenn ein Kind oder eine erwachsene Person nach Hause geht, endet das 
Mobbing nicht unbedingt. Das Smartphone oder der Computer kann zur 
ständigen Bedrohung werden, sodass Betroffene keinen sicheren Rückzugsort 
mehr haben. 

Die psychischen Folgen von Cybermobbing sind oft intensiver als bei Offline-Mobbing, weil die 
Opfer das Gefühl haben, nie wirklich entkommen zu können. Die ständige Angst, als Nächstes 
eine demütigende Nachricht oder ein kompromittierendes Foto zu sehen, erhöht den 
Dauerstress erheblich. 

7. Rehabilitations- und Unterstützungsmöglichkeiten 

7.1. Medizinische und psychotherapeutische Hilfe 

Wer durch Mobbing psychische oder physische Beschwerden entwickelt hat, sollte in jedem Fall 
professionelle Unterstützung in Anspruch nehmen: 

• Hausarzt / Allgemeinmediziner: Erster Ansprechpartner, um körperliche Symptome 
abzuklären und gegebenenfalls an Fachärzt:innen zu verweisen. 

• Psychologische Beratung und Psychotherapie: Insbesondere bei Anzeichen von 
Depression, Burn-out oder PTBS ist eine fachliche Begleitung durch Psycholog:innen 
oder Psychotherapeut:innen ratsam. Verschiedene Therapieformen – von 
Verhaltenstherapie bis zu tiefenpsychologischen Ansätzen – können helfen, die 
belastenden Erfahrungen zu verarbeiten. 

• Psychiatrische Behandlung: In schweren Fällen, etwa bei Suizidgefahr oder stark 
ausgeprägten Angststörungen, kann eine medikamentöse Unterstützung oder sogar eine 
stationäre Behandlung erforderlich sein. 

7.2. Präventive und kurative Angebote im Arbeitskontext 

Auch Unternehmen und Institutionen können zur Rehabilitation beitragen: 

1. Betriebsärztlicher Dienst 
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o Bei vielen größeren Arbeitgebern gibt es Betriebsärzt:innen, die erste 
Ansprechpartner für gesundheitliche Beschwerden sind und gegebenenfalls zu 
Psycholog:innen oder Kliniken weiterverweisen können. 

2. Employee Assistance Program (EAP) 

o Immer mehr Firmen bieten externe Beratungsprogramme an, bei denen 
Beschäftigte anonym und kostenfrei psychologische Beratung in Anspruch 
nehmen können. Diese Programme werden ausgelagerten Dienstleistern 
übertragen, damit die Hemmschwelle für Betroffene sinkt. 

3. Wiedereingliederungsmanagement 

o Wer längere Zeit krankgeschrieben war (z. B. wegen Mobbingfolgen), hat in 
Österreich mitunter Anspruch auf ein Wiedereingliederungsmanagement. Hier 
kann in Abstimmung mit dem Arbeitgeber und ggf. dem Betriebsrat ein 
Stufenplan erstellt werden, wie die Rückkehr in den Job erleichtert wird 
(reduzierte Stunden, angepasste Aufgaben etc.). 

7.3. Sozialrechtliche und finanzielle Unterstützung 

Sollten Mobbingopfer über einen längeren Zeitraum arbeitsunfähig sein, kommen 
sozialrechtliche Aspekte ins Spiel. Folgende Punkte sind relevant: 

• Krankenstand und Krankengeld: Nach einer gewissen Zeit der Lohnfortzahlung durch 
den Arbeitgeber springt die Krankenkasse ein. Dabei gilt es, gewisse Melde- und 
Mitwirkungspflichten zu beachten. 

• Rehabilitation: In Fällen, wo die psychische Erkrankung eine längere Genesungsphase 
erfordert, können Kur- und Reha-Aufenthalte in psychosomatischen Kliniken beantragt 
werden. Die Kosten übernimmt teilweise die Sozialversicherung. 

• Berufsunfähigkeit: Wenn die gesundheitlichen Folgen so gravierend sind, dass eine 
Rückkehr ins Erwerbsleben nicht mehr möglich ist, kann eine Invaliditäts- oder 
Berufsunfähigkeitspension in Betracht gezogen werden. 

Gerade in solchen Extremsituationen empfiehlt es sich, frühzeitig einen Anwalt zu kontaktieren, 
um keine Fristen zu versäumen und Unterstützung bei Anträgen zu erhalten. 
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PSYCHOLOGISCHE UND GESUNDHEITLICHE FOLGEN VON MOBBING 

 

1. Einleitung 

In den bisherigen Teilen wurde Mobbing aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet: Wir haben 
uns den rechtlichen Rahmenbedingungen (Arbeits-, Zivil- und Strafrecht) sowie den 
Beratungsmöglichkeiten und institutionellen Strukturen zugewandt, die in Österreich für den 
Umgang mit Mobbingfällen relevant sind. Dabei klang bereits mehrfach an, dass Mobbing sich 
nicht allein auf das Berufsleben oder den sozialen Alltag beschränkt, sondern auch erhebliche 
gesundheitliche Folgen für Betroffene mit sich bringen kann. 

Tatsächlich verweisen verschiedene Studien darauf, dass Opfer von Mobbing – sei es am 
Arbeitsplatz, in der Schule oder im digitalen Raum – ein signifikant erhöhtes Risiko für 
psychische und physische Erkrankungen aufweisen. Der Zusammenhang ist bei näherer 
Betrachtung naheliegend: Systematische Ausgrenzung, Demütigungen oder Bedrohungen 
erschüttern das Selbstwertgefühl, führen zu Dauerstress und können im schlimmsten Fall eine 
ganze Kaskade an psychosomatischen Beschwerden auslösen. 

In Teil 5 stehen daher die psychologischen und gesundheitlichen Folgen von Mobbing im 
Zentrum. Wir betrachten dabei typische Krankheitsbilder wie Depression, Burn-out oder 
posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS). Zudem wird darauf eingegangen, wie sich 
Mobbing auf die Arbeits- und Leistungsfähigkeit auswirken kann und welche Rehabilitations- 
und Unterstützungsmöglichkeiten Betroffenen in Österreich zur Verfügung stehen. Ein eigenes 
Kapitel widmet sich den Besonderheiten des Cybermobbings, das aufgrund seiner ständigen 
Verfügbarkeit und Öffentlichkeit oft zu besonders starken Belastungsreaktionen führt. 

2. Psychische Folgen von Mobbing 

2.1. Chronischer Stress und seine Auswirkungen 

Eines der Hauptmerkmale von Mobbing ist die Langandauer und Systematik der Schikanen. 
Das bedeutet, Betroffene werden nicht nur einmalig beleidigt oder benachteiligt, sondern über 
Wochen, Monate oder sogar Jahre hinweg. Der menschliche Körper und Geist reagieren auf 
anhaltenden Stress mit einer Reihe von typischen Symptomen: 

1. Erschöpfung und Schlafstörungen 

o Ständiges Grübeln und Ängste führen dazu, dass Betroffene abends nicht 
abschalten können. Ein gestörter Schlafrhythmus schwächt langfristig das 
Immunsystem und beeinträchtigt die geistige Leistungsfähigkeit. 

2. Angst- und Panikattacken 

o Wer regelmäßig in Situationen kommt, in denen er oder sie gemobbt wird, 
entwickelt mitunter eine generalisierte Angst: Schon der Gedanke an den 
Arbeitsplatz oder die Schule löst Panikgefühle aus. 

3. Vermindertes Selbstwertgefühl 

o Anhaltende Demütigungen oder Geringschätzung untergraben das 
Selbstvertrauen. Betroffene beginnen, an ihren eigenen Fähigkeiten zu zweifeln 
und entwickeln eine negative Selbstwahrnehmung. 
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4. Erhöhte Reizbarkeit und Aggression 

o Die anhaltende Stressbelastung kann auch zu Wutausbrüchen und aggressivem 
Verhalten führen, was wiederum das soziale Umfeld belasten und den Konflikt 
verschärfen kann. 

Chronischer Stress ist ein zentraler Faktor bei der Entstehung psychischer Erkrankungen. Wenn 
die Stressoren nicht beseitigt werden oder keine geeigneten Bewältigungsstrategien gefunden 
werden, besteht ein erhebliches Risiko, dass sich eine Depression, ein Burn-out oder andere 
psychiatrische Krankheitsbilder manifestieren. 

2.2. Depression und Burn-out 

Mobbing wird in der psychologischen Forschung oft als einer der Risikofaktoren für depressive 
Erkrankungen genannt. Langfristige Schikanen können das Gefühl auslösen, keine Kontrolle 
mehr über das eigene Leben zu haben. Hinzu kommen häufig Schamgefühle und ein sozialer 
Rückzug, weil das Opfer sich womöglich „selbst die Schuld gibt“, gemobbt zu werden – eine 
verzerrte, aber durchaus häufig anzutreffende Denkweise. 

• Depression 

o Betroffene leiden unter andauernder Niedergeschlagenheit, Antriebslosigkeit 
und Hoffnungslosigkeit. Oft geht dies mit Interessenverlust, Schlafstörungen und 
Konzentrationsproblemen einher. 

o In schweren Fällen treten Suizidgedanken auf. Hier ist rasche professionelle Hilfe 
unabdingbar. 

• Burn-out 

o Burn-out wird häufig mit beruflichen Überlastungssituationen in Verbindung 
gebracht, doch auch Mobbing kann erheblich dazu beitragen, dass jemand 
„ausgebrannt“ wird. 

o Typische Symptome sind emotionale Erschöpfung, reduzierte Leistungsfähigkeit 
und eine zunehmende innere Distanz zur Arbeit. 

o Anders als bei einer klassischen Depression steht hier oft die totale körperliche 
und seelische Erschöpfung im Vordergrund, die nach Phasen der Überforderung 
und Frustration entsteht. 

Ob Depression oder Burn-out – in beiden Fällen ist wichtig, frühzeitig professionelle 
Unterstützung zu suchen, etwa beim Hausarzt, bei einer psychologischen Beratungsstelle oder 
in einer spezialisierten Klinik. 

2.3. Angststörungen und Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) 

In besonders schweren Fällen von Mobbing, etwa wenn Gewaltandrohungen oder massive 
Demütigungen an der Tagesordnung sind, kann es zu traumatischen Erfahrungen kommen, die 
Anzeichen einer PTBS hervorrufen: 

• Flashbacks: Betroffene durchleben wiederholt in Gedanken oder Träumen die 
Mobbingsituation und empfinden dieselbe Angst oder Hilflosigkeit wie im 
Ursprungserlebnis. 
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• Vermeidungsverhalten: Um unangenehme Erinnerungssplitter zu vermeiden, werden 
bestimmte Orte oder Personen gemieden. Das kann so weit gehen, dass der oder die 
Betroffene das Haus nicht mehr verlassen mag oder den Arbeitsplatz frühzeitig kündigt. 

• Übererregbarkeit: Betroffene reagieren übermäßig schreckhaft auf Reize, die sie an das 
Mobbing erinnern (z. B. das Hören bestimmter Stimmen, das Sehen des Täters, 
bestimmte Geräusche). 

Auch wenn PTBS häufig in Zusammenhang mit einmaligen, extrem bedrohlichen Ereignissen (z. 
B. Unfälle, Überfälle) gebracht wird, kann eine chronische Mobbing-Situation ähnlich 
traumatisierend wirken, wenn das Opfer sich dauerhaft in einer Ausweg- und 
Ohnmachtssituation fühlt. 

3. Physische Folgen und psychosomatische Beschwerden 

Mobbing wirkt sich nicht nur auf die Psyche, sondern auch auf den Körper aus. Langanhaltender 
Stress kann zu psychosomatischen Beschwerden führen. Diese äußern sich beispielsweise in: 

1. Kopf- und Rückenschmerzen: Muskelverspannungen aufgrund ständiger Anspannung 
sind häufig. Zudem kann die Schmerzverarbeitung durch negative Gefühle verstärkt 
werden. 

2. Magen-Darm-Probleme: Stress fördert Reizdarmsyndrome, Magengeschwüre oder 
chronische Verdauungsbeschwerden. 

3. Herz-Kreislauf-Erkrankungen: Lang anhaltender Stress erhöht den Blutdruck und kann 
in Kombination mit anderen Risikofaktoren (z. B. Rauchen, Bewegungsmangel) die 
Wahrscheinlichkeit für Herz-Kreislauf-Leiden steigern. 

4. Infektanfälligkeit: Ein geschwächtes Immunsystem macht Mobbingopfer anfälliger für 
Infekte und verlängert die Genesungszeit bei Krankheiten. 

Neben den unmittelbaren körperlichen Symptomen kann es zu Selbstmedikationsversuchen 
kommen: Manche Betroffene greifen verstärkt zu Alkohol, Nikotin oder Medikamenten, um die 
Belastungen zu kompensieren. Das Risiko von Suchtentwicklungen und Folgeerkrankungen darf 
in diesem Zusammenhang nicht unterschätzt werden. 

4. Auswirkungen auf Arbeits- und Leistungsfähigkeit 

4.1. Produktivitätsverlust und Fehlzeiten 

Wenn Mobbing am Arbeitsplatz stattfindet, zeigen sich betriebswirtschaftliche Folgekosten 
oft in Form von Fehlzeiten und Produktivitätsverlusten. Betroffene melden sich aufgrund von 
psychischem Druck, Schlafstörungen oder psychosomatischen Beschwerden häufiger krank. 
Andere sind zwar anwesend, können ihre Arbeitsleistung aber nicht im vollen Umfang erbringen, 
weil sie sich in einem Zustand permanenter Angst oder Niedergeschlagenheit befinden. 

• Präsentismus: Ein Phänomen, bei dem Mitarbeitende zwar im Betrieb erscheinen, aber 
aufgrund psychischer und physischer Probleme nur eingeschränkt arbeitsfähig sind. 

• Steigende Fluktuation: Wer in einem Mobbingumfeld arbeitet, erwägt häufiger eine 
Kündigung oder einen Arbeitsplatzwechsel. Dies kann Betriebe teuer zu stehen kommen, 
da die Suche nach neuem Personal und die Einarbeitung Zeit und Geld kosten. 

4.2. Teamdynamik und Betriebsklima 
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Mobbing hat nicht nur individuelle, sondern auch kollektive Konsequenzen: 

• Vertrauensverlust: Wenn Kolleg:innen mitbekommen, dass im Unternehmen Mobbing 
geduldet wird, leidet das Vertrauen in die Vorgesetzten und die Personalabteilung. Auch 
die Motivation sinkt, da ein Gefühl der Unsicherheit entsteht: „Mir könnte es als 
Nächstes passieren.“ 

• Verschlechterte Kommunikation: Ein von Mobbing geprägtes Klima ist häufig durch 
Gerüchte, Intrigen und Ängste gekennzeichnet. Die Folge: notwendige Informationen 
werden nicht mehr ausgetauscht, Teamprojekte stocken, die Arbeitsqualität leidet. 

• Gesamtatmosphäre: Ein schlechtes Betriebsklima kann sich verselbstständigen und 
das Image der Firma beeinträchtigen. Arbeitgeber, die als „Mobbing-Hotspot“ bekannt 
werden, verlieren an Attraktivität für potenzielle Bewerber:innen. 

5. Auswirkungen auf das Sozialleben 

Mobbingopfer ziehen sich oft nicht nur am Arbeitsplatz oder in der Schule zurück, sondern 
entwickeln auch im privaten Umfeld Verhaltensänderungen. Dazu gehören: 

1. Sozialer Rückzug 

o Viele Betroffene schämen sich für das, was ihnen widerfährt, oder glauben, 
selbst schuld zu sein. Sie möchten mit Freunden und Familie nicht darüber 
reden, was zu Isolation und Einsamkeit führen kann. 

2. Beziehungsprobleme 

o Der ständige Druck kann sich auf Partnerschaften und Familienbeziehungen 
auswirken. Streitigkeiten entstehen, weil die Betroffenen gereizt sind oder ihre 
Sorgen nicht teilen. 

o Partner:innen fühlen sich oft hilflos, wenn sie sehen, wie ihr Gegenüber leidet, 
aber nicht wissen, wie sie konkret helfen können. 

3. Verringerung sozialer Aktivitäten 

o Hobbys, Sportvereine oder sonstige Gruppenaktivitäten werden gemieden, weil 
das Opfer keine Energie mehr hat oder Angst vor erneuter Ausgrenzung hat. 

Wenn das Mobbing in einer Schule stattfindet, können die Folgen noch gravierender sein. Kinder 
und Jugendliche verlieren im Extremfall den Anschluss an ihre Peers, verweigern den 
Schulbesuch oder entwickeln psychosomatische Beschwerden, die zu Lernschwierigkeiten und 
Leistungsabfall führen. Die seelischen Wunden können sich bis ins Erwachsenenalter 
hineinziehen und die zukünftige Entwicklung beeinträchtigen. 

6. Spezielle Herausforderungen bei Cybermobbing 

Im Vergleich zum „klassischen“ Mobbing, das sich meist face-to-face oder innerhalb eines 
betrieblichen bzw. schulischen Settings abspielt, ist Cybermobbing (vgl. § 107c StGB) ein 
„Rund-um-die-Uhr-Phänomen“. Charakteristisch dafür sind: 

1. Permanente Erreichbarkeit 
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o Durch Smartphones und soziale Medien sind viele Betroffene ständig erreichbar 
und werden zu jeder Tages- und Nachtzeit mit Beleidigungen, Drohungen oder 
Bloßstellungen konfrontiert. 

2. Öffentliche Bloßstellung 

o Inhalte (z. B. peinliche Fotos, verleumderische Videos, Hasskommentare) 
können in rasender Geschwindigkeit viral gehen. Dies verstärkt das Schamgefühl 
und die Ohnmacht, weil man kaum Kontrolle über die Verbreitung der Inhalte 
hat. 

3. Anonymität der Täter:innen 

o Cybermobber:innen verstecken sich oft hinter Pseudonymen. Die fehlende 
Identifizierbarkeit macht es schwer, das Verhalten zu stoppen oder juristisch zu 
ahnden (sofern keine IP-Adressrückverfolgung erfolgt). 

4. Aufrechterhaltung außerhalb des Schul- oder Arbeitskontexts 

o Selbst wenn ein Kind oder eine erwachsene Person nach Hause geht, endet das 
Mobbing nicht unbedingt. Das Smartphone oder der Computer kann zur 
ständigen Bedrohung werden, sodass Betroffene keinen sicheren Rückzugsort 
mehr haben. 

Die psychischen Folgen von Cybermobbing sind oft intensiver als bei Offline-Mobbing, weil die 
Opfer das Gefühl haben, nie wirklich entkommen zu können. Die ständige Angst, als Nächstes 
eine demütigende Nachricht oder ein kompromittierendes Foto zu sehen, erhöht den 
Dauerstress erheblich. 

7. Rehabilitations- und Unterstützungsmöglichkeiten 

7.1. Medizinische und psychotherapeutische Hilfe 

Wer durch Mobbing psychische oder physische Beschwerden entwickelt hat, sollte in jedem Fall 
professionelle Unterstützung in Anspruch nehmen: 

• Hausarzt / Allgemeinmediziner: Erster Ansprechpartner, um körperliche Symptome 
abzuklären und gegebenenfalls an Fachärzt:innen zu verweisen. 

• Psychologische Beratung und Psychotherapie: Insbesondere bei Anzeichen von 
Depression, Burn-out oder PTBS ist eine fachliche Begleitung durch Psycholog:innen 
oder Psychotherapeut:innen ratsam. Verschiedene Therapieformen – von 
Verhaltenstherapie bis zu tiefenpsychologischen Ansätzen – können helfen, die 
belastenden Erfahrungen zu verarbeiten. 

• Psychiatrische Behandlung: In schweren Fällen, etwa bei Suizidgefahr oder stark 
ausgeprägten Angststörungen, kann eine medikamentöse Unterstützung oder sogar eine 
stationäre Behandlung erforderlich sein. 

7.2. Präventive und kurative Angebote im Arbeitskontext 

Auch Unternehmen und Institutionen können zur Rehabilitation beitragen: 

1. Betriebsärztlicher Dienst 
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o Bei vielen größeren Arbeitgebern gibt es Betriebsärzt:innen, die erste 
Ansprechpartner für gesundheitliche Beschwerden sind und gegebenenfalls zu 
Psycholog:innen oder Kliniken weiterverweisen können. 

2. Employee Assistance Program (EAP) 

o Immer mehr Firmen bieten externe Beratungsprogramme an, bei denen 
Beschäftigte anonym und kostenfrei psychologische Beratung in Anspruch 
nehmen können. Diese Programme werden ausgelagerten Dienstleistern 
übertragen, damit die Hemmschwelle für Betroffene sinkt. 

3. Wiedereingliederungsmanagement 

o Wer längere Zeit krankgeschrieben war (z. B. wegen Mobbingfolgen), hat in 
Österreich mitunter Anspruch auf ein Wiedereingliederungsmanagement. Hier 
kann in Abstimmung mit dem Arbeitgeber und ggf. dem Betriebsrat ein 
Stufenplan erstellt werden, wie die Rückkehr in den Job erleichtert wird 
(reduzierte Stunden, angepasste Aufgaben etc.). 

7.3. Sozialrechtliche und finanzielle Unterstützung 

Sollten Mobbingopfer über einen längeren Zeitraum arbeitsunfähig sein, kommen 
sozialrechtliche Aspekte ins Spiel. Folgende Punkte sind relevant: 

• Krankenstand und Krankengeld: Nach einer gewissen Zeit der Lohnfortzahlung durch 
den Arbeitgeber springt die Krankenkasse ein. Dabei gilt es, gewisse Melde- und 
Mitwirkungspflichten zu beachten. 

• Rehabilitation: In Fällen, wo die psychische Erkrankung eine längere Genesungsphase 
erfordert, können Kur- und Reha-Aufenthalte in psychosomatischen Kliniken beantragt 
werden. Die Kosten übernimmt teilweise die Sozialversicherung. 

• Berufsunfähigkeit: Wenn die gesundheitlichen Folgen so gravierend sind, dass eine 
Rückkehr ins Erwerbsleben nicht mehr möglich ist, kann eine Invaliditäts- oder 
Berufsunfähigkeitspension in Betracht gezogen werden. 

Gerade in solchen Extremsituationen empfiehlt es sich, frühzeitig die Arbeiterkammer, 
Gewerkschaften oder Sozialberatungsstellen zu kontaktieren, um keine Fristen zu versäumen 
und Unterstützung bei Anträgen zu erhalten. 
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INTERNATIONALE VERGLEICHE UND TRENDS IM UMGANG MIT 
MOBBING 

 

1. Einleitung 

Mobbing ist kein rein österreichisches Phänomen, sondern tritt in praktisch allen Ländern und 
Kulturen auf. Trotzdem unterscheiden sich sowohl Gesetzgebung als auch gesellschaftliches 
Bewusstsein von Staat zu Staat oft erheblich. Während beispielsweise in einigen nordischen 
Ländern eine weitreichende Sensibilisierung und teils schärfere Rechtsnormen gegen Mobbing 
existieren, sind in anderen Regionen weder eigene Mobbing-Paragrafen noch breit angelegte 
Präventionsprogramme zu finden. 

Im vorliegenden Teil 7 soll ein internationaler Vergleich gezogen werden, der den Fokus auf 
ausgewählte Länder und Regionen legt. Dabei soll herausgearbeitet werden, wie andere 
Rechtsordnungen Mobbing definieren und sanktionieren, ob es spezielle Gesetzesinitiativen 
oder Straftatbestände gibt und welche Präventions- und Interventionsmaßnahmen sich dort 
bewährt haben. Außerdem werfen wir einen Blick auf EU-weite Trends und mögliche 
Auswirkungen europäischer Richtlinien auf das österreichische Recht. Dieser Vergleich kann 
wertvolle Impulse für die heimische Diskussion liefern und zeigen, wo Österreich sich (noch) 
entwickeln kann, um Mobbing effektiver zu bekämpfen. 

2. Deutschland: Arbeitsgerichte als Vorreiter 

2.1. Rechtlicher Status in Deutschland 

Deutschland und Österreich teilen viele rechtliche und kulturelle Gemeinsamkeiten, weshalb es 
naheliegt, zunächst einen Blick nach Deutschland zu werfen. Interessant ist hierbei, dass in 
Deutschland – ähnlich wie in Österreich – kein eigener Straftatbestand „Mobbing“ existiert. 
Mobbing wird vielmehr aus einem Bündel verschiedener Rechtsnormen heraus behandelt, 
etwa: 

• Zivilrechtlich (Persönlichkeitsrechtsverletzung, §§ 823 ff. BGB), 

• Arbeitsrechtlich (Verstoß gegen arbeitsvertragliche Nebenpflichten, Verletzung der 
Fürsorgepflicht seitens des Arbeitgebers), 

• Strafrechtlich (Beleidigung, üble Nachrede, Nötigung etc.). 

In der deutschen Rechtsprechung wurde der Begriff „Mobbing“ allerdings schon vor vielen 
Jahren intensiv diskutiert. Maßgeblich waren hier einige Entscheidungen des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) und verschiedener Landesarbeitsgerichte, in denen Mobbingfälle 
als Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) 
gewertet wurden. Die Leitlinien der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit haben auch in Österreich 
Beachtung gefunden, etwa hinsichtlich der Beweisführung (systematische, fortgesetzte 
Schikanen vs. einmalige Konflikte). 

2.2. Diskriminierungsgesetzgebung und „Anti-Mobbing-Klage“ 

Das deutsche Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) entspricht weitgehend dem 
österreichischen Gleichbehandlungsgesetz (GlBG). Auch hier sind Benachteiligungen aufgrund 
von Geschlecht, Religion, Behinderung, Alter, sexueller Identität oder ethnischer Herkunft 
verboten. Wenn Mobbing auf solchen Diskriminierungsmerkmalen fußt, kann ein Anspruch auf 
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Entschädigung geltend gemacht werden. Dennoch existiert keine spezielle „Anti-Mobbing-
Klage“ – Betroffene müssen meist auf unterschiedliche Klagewege zurückgreifen, etwa eine 
Schadenersatzklage in Verbindung mit einer Unterlassungsklage. 

2.3. Präventionskultur in deutschen Unternehmen 

In den letzten Jahren hat sich in vielen deutschen Unternehmen eine Präventionskultur 
etabliert, nicht zuletzt durch den Druck von Betriebsräten und Gewerkschaften. Große Konzerne 
und auch viele mittelständische Betriebe haben eigene Betriebsvereinbarungen gegen 
Mobbing und bieten interne Anlaufstellen, Betriebssozialdienste und Mediationsverfahren an. 
Insbesondere in tarifgebundenen Branchen (Metall- und Elektroindustrie, öffentlicher Dienst) 
sind solche Regelungen relativ weit verbreitet. Der Effekt: Auch ohne klaren „Mobbing-
Paragrafen“ werden viele Fälle bereits intern gelöst, bevor es zum Gerichtsverfahren kommt. 

3. Schweiz: „Bossing“ und Bundesgericht 

3.1. Besonderheiten im Schweizer Recht 

Die Schweiz kennt zwar ebenfalls keinen expliziten Straftatbestand „Mobbing“, hat jedoch eine 
teils eigenständige arbeits- und zivilrechtliche Tradition. Im Schweizer Obligationenrecht (OR) 
sind Fürsorge- und Treuepflichten geregelt, die Arbeitgeber gegenüber ihren Angestellten 
haben. Verletzen Arbeitgeber diese Pflichten – beispielsweise durch systematische Schikane 
oder Duldung von Mobbing im Betrieb – kann dies eine Vertragsverletzung darstellen. In 
gravierenden Fällen kann die gemobbte Person unter Umständen fristlos kündigen und 
Schadenersatz (z. B. in Form einer Entschädigung) fordern. 

3.2. „Bossing“ und Rechtsprechung 

In der Schweiz ist häufig von „Bossing“ die Rede, wenn Vorgesetzte gezielt Mitarbeitende 
schikanieren. Das Schweizer Bundesgericht hat mehrfach klargestellt, dass eine andauernde 
Verletzung der Persönlichkeit des Arbeitnehmers nicht toleriert werden kann und entsprechende 
Entschädigungsansprüche bestehen. Allerdings sind – ähnlich wie in Österreich – die Hürden 
für den Nachweis einer systematischen, bewusst gegen die Person gerichteten Schikane hoch. 
Einzelfälle, die lediglich als „schroffe Tonart“ oder „harte Kritik“ bewertet werden, genügen meist 
nicht. 

3.3. Prävention und Mediation 

In der Schweiz hat sich eine lebendige Mediationslandschaft etabliert. Viele Betriebe, aber 
auch öffentliche Verwaltungen, greifen bei Konflikten rasch auf geschulte Mediator:innen 
zurück. Zudem existieren kantonale Anlaufstellen und Gewerkschaften (etwa Unia), die Hilfe 
bei Mobbing anbieten. Die Nähe zur EU und der gemeinsame Kulturkreis mit Deutschland und 
Österreich sorgen dafür, dass die Schweizer Diskussion um Mobbing recht ähnlich verläuft – mit 
Fokus auf Betriebskultur, Arbeitnehmerrechten und früher Intervention. 

4. Skandinavische Länder: Vorreiter der Mobbingforschung 

4.1. Historischer Hintergrund 

Die wissenschaftliche Aufarbeitung von Mobbing nahm in Europa in den 1980er-Jahren vor allem 
in Skandinavien ihren Anfang. Der Arbeitspsychologe Heinz Leymann (Schweden) prägte den 
Begriff „Mobbing“ im Kontext von Arbeitsplatzschikanen. Seither gelten Länder wie Schweden, 
Norwegen und Finnland als Vorreiter in der Mobbingprävention. 
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4.2. Gesetzliche Verankerung in Schweden 

Schweden sticht insofern hervor, als dort bereits Mitte der 1990er-Jahre das Arbeitsschutzgesetz 
(„Arbetsmiljölagen“) dahingehend ergänzt wurde, dass es psychische Gewalt und Belästigung 
am Arbeitsplatz ausdrücklich mitumfasst. Arbeitgeber sind seither gesetzlich verpflichtet, für 
eine gesundheitsfördernde Arbeitsumgebung zu sorgen. Diese Vorschriften werden durch die 
Schwedische Arbeitsumweltbehörde (Arbetsmiljöverket) überwacht. Bei gravierenden 
Verstößen können Sanktionen verhängt werden. 

Zwar existiert in Schweden kein eigenständiger Paragraf „Mobbing“ im Strafrecht, jedoch gibt es 
Arbetsmiljöverkets Richtlinien, die Mobbing definieren und Arbeitgeber dazu anhalten, 
Präventionspläne und Beschwerdeverfahren einzurichten. Bei Verstößen drohen Bußgelder 
oder sogar Betriebsschließungen, wenn die Missstände gravierend sind. 

4.3. Schule und „Antimobbingprogramme“ 

In Skandinavien sind auch Schulen sehr intensiv in die Prävention eingebunden. Bekannt ist 
etwa das „Olweus-Programm“ (ursprünglich aus Norwegen), das explizit auf die Vermeidung 
von Bullying (Mobbing) ausgerichtet ist. Neben klaren Verhaltensregeln wird Wert auf die 
Einbindung der ganzen Schulgemeinschaft gelegt. Studien belegen, dass solche Programme die 
Mobbingrate signifikant senken können, wenn sie konsequent angewandt werden. 

5. Frankreich und Belgien: Rechtlicher Schutz vor „Harcèlement moral“ 

5.1. „Harcèlement moral“ als eigener Tatbestand 

In Frankreich wurde früh erkannt, dass das Problem der psychischen Belästigung am 
Arbeitsplatz einer deutlicheren gesetzlichen Regelung bedarf. Der Begriff „harcèlement moral“ 
(wörtlich: „moralische Belästigung“) wurde 2002 in das Arbeitsgesetzbuch (Code du travail) 
aufgenommen. Hierunter fällt jedes wiederholte Verhalten, das die Würde, die körperliche oder 
psychische Gesundheit oder die berufliche Zukunft des Arbeitnehmers beeinträchtigt. Bei einem 
nachgewiesenen Verstoß drohen dem Arbeitgeber Sanktionen, darunter Geldstrafen und sogar 
Freiheitsstrafen für verantwortliche Personen. 

5.2. Belgien und Luxemburg 

Belgien ging 2002 mit einem Gesetz gegen „Belästigung am Arbeitsplatz“ (Harcèlement sur le 
lieu de travail) ähnlich weit wie Frankreich. In Luxemburg existieren ebenfalls Bestimmungen, 
die Mobbing unter Strafe stellen und den Opfern Ansprüche auf Schadenersatz einräumen, 
wobei die Gesetzgebung eng an die französische Praxis angelehnt ist. Ein zentrales Element in 
diesen frankophonen Ländern ist die teils umgekehrte Beweislast: Sobald ein Arbeitnehmer 
glaubhaft machen kann, dass er Mobbing ausgesetzt ist, muss der Arbeitgeber beweisen, dass 
kein Mobbing vorliegt. Das erleichtert Opfern oftmals den Gang vor Gericht. 

5.3. Diskussion und Wirkung 

Die Einführung eines eigenen Tatbestandes „harcèlement moral“ hat in Frankreich eine breite 
Diskussion über Betriebsklima, Unternehmenskultur und Verantwortlichkeiten ausgelöst. 
Viele Unternehmen führten in der Folge interne Konzepte und Schulungen ein, um Mobbing zu 
vermeiden und sich vor möglichen Klagen zu schützen. Kritiker bemängeln bis heute, dass nicht 
alle Fälle klar abgrenzbar seien und die Gerichte in Einzelfällen sehr hohe Anforderungen an den 
Nachweis stellen. Dennoch hat diese rechtliche Verankerung in vielen Betrieben zu einem 
höheren Bewusstsein und einer aktiveren Präventionsstrategie geführt. 
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6. Großbritannien und der Common Law-Ansatz 

6.1. Bullying im UK-Recht 

In Großbritannien spricht man eher von „Bullying“ als von „Mobbing“. Ein spezifisches Anti-
Bullying-Gesetz existiert im englischen Recht nicht. Allerdings können Opfer auf verschiedene 
zivilrechtliche und arbeitsrechtliche Klagewege zurückgreifen, etwa wegen Vertragsverletzung 
(breach of contract) oder Verstoßes gegen das Equality Act 2010, wenn 
Diskriminierungsfaktoren im Spiel sind (Geschlecht, Rasse, Behinderung etc.). 

6.2. Health and Safety und Duty of Care 

Das Common Law kennt den Grundsatz einer „Duty of Care“, die Arbeitgeber gegenüber ihren 
Mitarbeitern haben. Vereinfacht bedeutet das, dass Arbeitgeber verpflichtet sind, 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, die sicher und zumutbar sind – dazu gehört auch der Schutz 
vor psychischem Stress. In schwerwiegenden Bullying-Fällen kann ein Arbeitnehmer auf 
Schadenersatz klagen, wenn er eine gesundheitliche Beeinträchtigung erleidet und beweisen 
kann, dass der Arbeitgeber fahrlässig gehandelt hat, indem er das Bullying duldete oder nicht 
verhinderte. 

6.3. Bullying im Schulwesen 

Im Bildungsbereich sind Schulen durch das Education Act und weitere Statuten verpflichtet, ein 
sicheres Lernumfeld zu gewährleisten. Viele Schulen haben Anti-Bullying Policies, die auf 
nationalen Richtlinien basieren und mit Inspektionen (z. B. durch Ofsted in England) überprüft 
werden. Besonders im Fokus steht hier seit Jahren das Thema Cyberbullying, bei dem Schulen 
eng mit Eltern und Polizei kooperieren, wenn es zu strafbaren Handlungen kommt (etwa 
Hassrede, Bedrohungen, Verleumdung). 

7. USA: Ein Flickenteppich aus Bundes- und State-Gesetzen 

7.1. Arbeitsrechtliche Lücke 

In den Vereinigten Staaten ist Arbeitsrecht größtenteils einzelstaatlich (State Law) geprägt. Es 
gibt kein einheitliches Bundesgesetz, das Mobbing oder Bullying umfassend regelt. Zwar kennt 
man den Civil Rights Act (insbesondere Title VII), der Diskriminierung am Arbeitsplatz verbietet 
– jedoch nur, wenn sie auf bestimmte „protected classes“ (Rasse, Geschlecht, Religion, 
nationale Herkunft) beruht. Mobbing jenseits von Diskriminierungstatbeständen ist nicht 
ausdrücklich verboten, es sei denn, es erfüllt strafrechtliche Tatbestände (z. B. Stalking, 
Bedrohung). 

7.2. Healthy Workplace Bills 

Seit den 2000er-Jahren gibt es die Bewegung rund um die sogenannten „Healthy Workplace 
Bills“, die in verschiedenen Bundesstaaten eingebracht wurden. Diese Gesetzesentwürfe zielen 
darauf ab, Mobbing unabhängig von diskriminierenden Motiven zu erfassen und Betroffenen 
einen Rechtsanspruch auf Schadenersatz oder Unterlassung zu gewähren. Allerdings haben 
bisher nur wenige Staaten solche Gesetze tatsächlich verabschiedet, und selbst dort variieren 
die Regelungen stark. Die Diskussion in den USA hält an, wobei Unternehmen oftmals 
versuchen, Richtlinien gegen Workplace Bullying freiwillig einzuführen, um Gerichtsprozessen 
vorzubeugen. 

7.3. Schulsystem und Anti-Bullying Laws 
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Im Schulsystem sieht die Lage etwas einheitlicher aus, weil in den meisten Bundesstaaten 
spezielle Anti-Bullying-Gesetze verabschiedet wurden. Diese umfassen Vorgaben für Schulen, 
Meldesysteme, Disziplinarmaßnahmen und Präventionsprogramme. Dennoch variiert der 
Umsetzungsgrad von Staat zu Staat. Federal Law greift oft nur bei Diskriminierungstatbeständen 
oder bei Cyberbullying, wenn bundesrechtliche Straftatbestände (z. B. hate crimes) berührt 
sind. In der Praxis arbeiten Schulen häufig mit Programmen wie Olweus oder PBIS (Positive 
Behavioral Interventions and Supports), um Bullying vorzubeugen. 

8. EU-Ebene: Richtlinien und Soft Law 

8.1. Anti-Diskriminierungsrichtlinien 

Innerhalb der EU existieren mehrere Richtlinien, die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 
verbieten (u. a. Richtlinie 2000/78/EG). Diese sind in nationales Recht umzusetzen und bilden 
die Grundlage für die nationalen Gleichbehandlungsgesetze (in Österreich das GlBG). Obwohl 
die EU-Richtlinien das Problem Mobbing nicht explizit nennen, können sie diskriminierendes 
Mobbing (z. B. aufgrund des Geschlechts, der Herkunft oder sexuellen Orientierung) erfassen. 

8.2. Arbeitszeitrichtlinie und psychosoziale Risiken 

Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) 
beschäftigt sich zunehmend mit psychosozialen Risiken wie Stress, Burn-out und eben 
Mobbing. In diversen Reports und Empfehlungen wird gefordert, dass Arbeitgeber innerhalb der 
EU ein betriebliches Risikomanagement betreiben sollten, das auch psychosoziale Faktoren 
einschließt. Allerdings handelt es sich überwiegend um Soft Law in Form von Empfehlungen, 
Leitlinien und Aktionsprogrammen, die keine unmittelbare gesetzliche Bindung entfalten. 

8.3. Diskussion über einen EU-weiten Ansatz 

Ein EU-weiter einheitlicher „Mobbing-Paragraf“ existiert nicht, und die Schaffung eines 
solchen ist gegenwärtig nicht in Sicht. Das Thema wird jedoch regelmäßig im Europäischen 
Parlament diskutiert, insbesondere in Ausschüssen für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten. Auf lange Sicht könnte es zu weitergehenden Mindeststandards für den 
Schutz vor Mobbing kommen. Derartige Vorstöße werden oft mit dem Argument untermauert, 
dass psychosoziale Risiken ein erheblicher Kostenfaktor für Gesundheitssysteme und soziale 
Sicherungssysteme innerhalb der EU seien. 

9. Lehren für Österreich – Wo steht das Land im internationalen Vergleich? 

Die internationale Betrachtung macht deutlich: 

1. „Eigener Mobbing-Paragraf“ vs. „Patchwork-Lösung“ 

o Länder wie Frankreich oder Belgien verfügen über explizite Gesetze zur 
„moralischen Belästigung“. Schweden und andere nordische Länder setzen auf 
strenge Arbeitsschutzvorschriften. In Österreich und Deutschland wird Mobbing 
in ein bestehendes Normengefüge (Arbeits-, Zivil-, Strafrecht) eingefügt. Ein 
Nachteil dieser „Patchwork-Lösung“ kann eine gewisse Rechtsunsicherheit und 
Beweisproblematik sein. Ein Vorteil ist, dass nicht jeder alltägliche Konflikt 
kriminalisiert wird. 

2. Beweislast und Rechtsdurchsetzung 
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o Frankreich und Belgien erleichtern opferseitig die Rechtsdurchsetzung, indem 
sie teilweise eine umgekehrte Beweislast anwenden. In Österreich hingegen 
trägt der/die Kläger:in (bzw. Privatankläger:in) nach wie vor die Hauptbeweislast, 
es sei denn, es liegt eine Diskriminierung nach dem GlBG vor. Die Beweisführung 
bleibt in vielen Mobbingfällen eine große Hürde. 

3. Präventionskultur 

o Viele nordeuropäische Länder haben eine ausgeprägte Präventionskultur mit 
festen Vorgaben für Arbeitgeber. Auch in Deutschland und der Schweiz sind 
Betriebsvereinbarungen und Mediationsangebote weit verbreitet. Österreich ist 
ebenfalls auf einem guten Weg, etwa durch die Arbeiterkammer, 
Gewerkschaften und betriebsärztliche Dienste. Dennoch könnte der Staat noch 
stärker Anreize setzen, damit Unternehmen systematisch Konfliktmanagement 
implementieren. 

4. Schulwesen und Jugendschutz 

o Skandinavische Staaten (z. B. Norwegen mit dem Olweus-Programm) zeigen, 
dass ein frühzeitiges, umfassendes Schulkonzept Mobbing deutlich reduzieren 
kann. Auch in Österreich existieren Anti-Mobbing-Projekte in Schulen, allerdings 
oft stark abhängig von Engagement einzelner Lehrkräfte oder Schulleitungen. 
Eine flächendeckende, gesetzlich verankerte Verpflichtung zu standardisierten 
Programmen wie dem „No Blame Approach“ oder ähnlichen Konzepten existiert 
(noch) nicht. 

5. Cybermobbing 

o Mit § 107c StGB hat Österreich einen relativ modernen Straftatbestand 
eingeführt, der durchaus mit internationalen Entwicklungen Schritt hält. Auch 
andere Länder kennen spezielle Regelungen gegen Cyberbullying. Die 
Herausforderung bleibt allerdings die internationale Dimension digitaler 
Schikanen: Täter:innen können aus dem Ausland agieren, Plattformen sitzen oft 
in den USA. Hier wären kooperative Anstrengungen auf EU-Ebene und weltweit 
nötig, um effektiver zu agieren. 
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RECHTSPOLITISCHE PERSPEKTIVEN UND GESAMTFAZIT 

 

1. Einleitung 

In den vorangegangenen Teilen wurde Mobbing aus unterschiedlichen Blickwinkeln untersucht: 
Wir haben die begrifflichen Grundlagen und die historische Entwicklung (Teil 1), 
arbeitsrechtliche, zivilrechtliche und strafrechtliche Dimensionen (Teile 2 und 3), 
Beratungsstellen und außergerichtliche Konfliktlösung (Teil 4), psychische und gesundheitliche 
Folgen (Teil 5), die Situation in Schulen und Universitäten (Teil 6) sowie internationale Vergleiche 
und Trends (Teil 7) beleuchtet. Dabei ist deutlich geworden, dass Mobbing ein vielschichtiges 
Phänomen ist, dem man auf rein juristischer Ebene nur bedingt beikommen kann. Gleichzeitig 
spielt das Recht eine essenzielle Rolle, um Betroffene zu schützen und Täter:innen (bzw. 
Verantwortliche) zur Rechenschaft zu ziehen. 

Im abschließenden Teil 8 sollen rechtspolitische Überlegungen angestellt und eine 
Gesamtbilanz gezogen werden: 

• Welche Reformoptionen sind in Österreich – basierend auf den bisherigen 
Erkenntnissen – denkbar, um Mobbing effektiver zu bekämpfen? 

• Wie könnte eine bessere Verzahnung zwischen Arbeits-, Zivil- und Strafrecht aussehen? 

• Welche Pro- und Contra-Argumente bestehen für einen eigenständigen 
Mobbingtatbestand? 

• Welche Entwicklungen sind im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung (z. B. 
Metaverse, KI-gestützte Kommunikation) zu erwarten? 

• Und schließlich: Welche Schlüsselbotschaften lassen sich aus der Gesamtdarstellung 
ableiten? 

Ziel ist es, den Diskussionsstand zusammenzufassen und einen Ausblick darauf zu geben, in 
welchen Bereichen sich das österreichische Mobbingrecht und -management in den nächsten 
Jahren weiterentwickeln könnte. 

2. Reformoptionen in Österreich: Ein Überblick 

2.1. Gesetzliche Klarstellung oder eigenständiger Tatbestand? 

Wie in den internationalen Vergleichen (Teil 7) zu sehen war, regelt man Mobbing in 
verschiedenen Ländern sehr unterschiedlich. Während Österreich momentan den Weg einer 
„Patchwork-Lösung“ (Zivilrecht, Arbeitsrecht, Strafrecht, Gleichbehandlungsgesetz) geht, haben 
etwa Frankreich und Belgien mit „harcèlement moral“ eigene gesetzliche Regelungen 
geschaffen, die das Phänomen klarer umreißen. 

1. Vorteile eines eigenen Mobbing-Paragrafen 

o Klarheit: Ein definierter Tatbestand könnte für Arbeitgeber:innen, Gerichte und 
Betroffene eindeutiger machen, was als Mobbing gilt und welche Konsequenzen 
drohen. 

o Signalwirkung: Ähnlich wie bei der Einführung des Cybermobbing-Paragrafen (§ 
107c StGB) würde ein eigener Mobbing-Tatbestand politisch und gesellschaftlich 
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ein klares Signal senden, dass Schikane am Arbeitsplatz oder in anderen 
sozialen Kontexten nicht toleriert wird. 

o Beweislast und Verfahren: Eine spezifische Regelung könnte Erleichterungen 
bei der Beweisführung vorsehen (z. B. eine Teilumkehr der Beweislast, wie in 
manchen Diskriminierungsfällen). Das würde Opfern den Gang zum Gericht 
erleichtern. 

2. Nachteile und Kritik 

o Abgrenzungsprobleme: Nicht jeder Konflikt ist gleich Mobbing. Kritiker:innen 
befürchten, dass ein zu weit gefasster Tatbestand zu einer „Über-
Kriminalisierung“ von Alltagskonflikten führen könnte. 

o Stigmatisierung: Täter:innen könnten stigmatisiert werden, auch wenn die 
Sachlage unklar oder eine Beschwerde missbräuchlich ist. Gerade in 
Arbeitsverhältnissen ist es schwierig, das nötige Maß an Beweisen für 
systematische Schikanen zu erbringen. 

o Risiko der Bürokratisierung: Ein neuer Straftatbestand oder ein spezielles 
Zivilrechtsdelikt könnte die Gerichte zusätzlich belasten, ohne in der Praxis 
wesentlich mehr Schutz für die Betroffenen zu bieten als die bestehenden 
Normen (Beleidigung, Nötigung, üble Nachrede etc.). 

Momentan ist nicht absehbar, dass in Österreich kurzfristig ein eigener „Mobbing-Paragraf“ 
eingeführt wird. Gleichwohl führen rechtspolitische Diskurse immer wieder zu Anträgen oder 
Vorschlägen, etwa den „Tatbestand Mobbing“ ins Strafrecht aufzunehmen oder im Arbeits- und 
Sozialrecht klarer zu definieren. Die Diskussion wird also weitergehen. 

2.2. Verstärkter Arbeitnehmerschutz und Beweislastumkehr 

Eine andere Reformoption bestünde darin, den arbeitnehmerschutzrechtlichen Teil zu 
schärfen. Beispielsweise könnte man im ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) oder im 
Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) eine Passage aufnehmen, die Mobbing explizit als 
gravierende Verletzung der Fürsorgepflicht anspricht. In diesem Zusammenhang würde man 
möglicherweise eine (partielle) Beweislastumkehr verankern, ähnlich wie in Fällen der 
Diskriminierung. Sobald Betroffene glaubhaft machen, dass sie systematisch schikaniert 
wurden, müsste der Arbeitgeber nachweisen, dass kein Mobbing vorlag oder dass er alle 
zumutbaren Maßnahmen ergriffen hat. 

• Pro: Betroffene könnten leichter ihre Rechte durchsetzen. Arbeitgeber:innen wären 
verpflichtet, sehr früh und transparent zu handeln, sobald Mobbing-Verdachtsfälle 
auftauchen. 

• Contra: Unternehmen sehen in einer weitgehenden Beweislastumkehr oft ein hohes 
Missbrauchspotenzial. Sie argumentieren, dass Arbeitsbeziehungen ohnehin auf 
gegenseitigem Vertrauen basieren und nicht in einem Klima ständiger Misstrauens 
gerichtlich geklärt werden sollten. 

2.3. Stärkere Verpflichtung zu betrieblichen Präventionskonzepten 

Um Mobbing gar nicht erst entstehen zu lassen, könnten Betriebe verpflichtet werden, ein 
Konflikt- und Präventionskonzept vorzuhalten. Denkbar wäre etwa, im 
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Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) oder in verwandten Normen festzuschreiben, dass 
Unternehmen ab einer bestimmten Größe: 

1. Verhaltenskodizes oder „Code of Conduct“ verabschieden, in denen explizit auf 
Mobbingverbot und Meldesysteme hingewiesen wird. 

2. Internen oder externen Mediationsservice anbieten, der regelmäßig evaluiert wird. 

3. Schulungen für Führungskräfte und Mitarbeitende durchführen, um Frühwarnzeichen zu 
erkennen und korrekt zu reagieren. 

Werden solche Standards nicht eingehalten, könnten Sanktionen bis hin zu Verwaltungsstrafen 
oder Pflichtschulungen verhängt werden. Ähnlich verhält es sich im Bereich des 
Arbeitsschutzes, wo physische Sicherheitspflichten bereits streng geregelt sind. Auch 
hinsichtlich psychischer Gefährdung könnte eine solche verbindliche Präventionspflicht ein 
sinnvolles Instrument sein. 

3. Verzahnung von Arbeits-, Zivil- und Strafrecht 

Eines der Hauptprobleme im österreichischen Kontext ist die Zersplitterung der Rechtswege: 

• Arbeitsrecht: Kündigungsschutz, Fürsorgepflicht, betriebsverfassungsrechtliche Fragen. 

• Zivilrecht: Schadenersatz, Unterlassungsansprüche, Persönlichkeitsrecht. 

• Strafrecht: Üble Nachrede, Nötigung, Cybermobbing, Beleidigung etc. 

• Gleichbehandlungsrecht: Diskriminierungstatbestände, Beweislastregeln. 

Für Betroffene – insbesondere Privatpersonen, die kaum juristische Vorkenntnisse haben – ist es 
eine enorme Herausforderung, den jeweils richtigen Weg zu beschreiten oder zu kombinieren. 
Entlastend wirken hier nur Beratungsstellen (Arbeiterkammer, Gewerkschaften, NGOs) oder 
Anwält:innen. 

3.1. Möglichkeit eines „One-Stop-Shop“-Verfahrens? 

In der rechtspolitischen Diskussion tauchen immer wieder Vorschläge auf, ein „One-Stop-
Shop“-Verfahren zu schaffen: Eine zentrale Schlichtungs- oder Beschwerdestelle, die 
Mobbingfälle prüft und – wenn notwendig – an die entsprechenden Gerichtswege übergibt oder 
selbst eine verbindliche Entscheidung treffen kann. Vergleichbar wäre dies mit dem System der 
Schlichtungsstellen, wie sie etwa im Konsumentenschutz existieren. 

• Vorteil: Die betroffene Person müsste sich nicht direkt mit der Komplexität 
verschiedener Klagewege auseinandersetzen. Eine neutrale Stelle könnte auch 
Mediation oder Vergleichsangebote vorschlagen. 

• Nachteil: Solche Verfahren wären nur sinnvoll, wenn sie mit klaren Kompetenzen und 
Befugnissen ausgestattet wären. Andernfalls besteht die Gefahr, dass eine bloße 
Beschwerdestelle entsteht, die zwar prüft, aber keinen konkreten 
Durchsetzungsmechanismus hat. 

3.2. Harmonisierung oder Koordinierung der Gerichte? 

Eine andere Option wäre, die Koordinierung zwischen Arbeits- und Sozialgerichten, 
Zivilgerichten und Strafgerichten zu verbessern. Denkbar wäre beispielsweise, dass 
Mobbingfälle – wenn sie sowohl strafrechtlich als auch zivilrechtlich relevant sind – zumindest in 
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einer Hand verhandelt werden oder dass ein Gericht das andere Verfahren aussetzen kann, bis 
wesentliche Tatsachen geklärt sind. Eine solche Koordinierung gibt es teils bereits in der Praxis, 
aber sie ließe sich verstärken, um Doppelgleisigkeiten und widersprüchliche Entscheidungen 
zu vermeiden. 

4. Prävention vs. Sanktion: Was ist wirksamer? 

4.1. Der Stellenwert von Prävention 

Die in den Teilen 4 und 5 dargestellten gesundheitlichen und sozialen Folgen von Mobbing 
zeigen, dass eine rein repressive Herangehensweise (also die Bestrafung nach dem Ereignis) 
vielen Opfern nicht genügt. Denn Mobbing schädigt oft über einen langen Zeitraum hinweg und 
kann nachhaltig die Lebensqualität beeinträchtigen. Prävention ist deshalb von großer 
Bedeutung, um Betroffene und potenzielle Opfer zu schützen und Konflikte frühzeitig zu 
entschärfen. 

• Betrieblicher Kontext: Schulungen, Anti-Mobbing-Leitlinien, Ombudsstellen, 
Betriebsvereinbarungen. 

• Schulischer Kontext: Programme wie Peer-Mediation, „No Blame Approach“, Olweus-
Programm, Cybermobbing-Aufklärung. 

• Gesamtgesellschaftlich: Öffentlichkeitskampagnen, Förderung von Zivilcourage, 
Bewusstseinsbildung über die Folgen von Ausgrenzung und Diskriminierung. 

4.2. Die Rolle von Sanktionen 

Gleichzeitig sollten Sanktionen nicht vernachlässigt werden: Wenn Mobbing gar nicht oder nur 
zaghaft sanktioniert wird, bleibt ein negatives Signal aus: Täter:innen fühlen sich womöglich 
bestärkt, und Arbeitgeber:innen oder Schulleitungen werden in ihrer Verantwortung entlastet. 
Deutliche Konsequenzen in Form von Kündigung, Entlassung, Disziplinarverfahren (z. B. im 
schulischen Bereich) oder Strafanzeigen können abschreckend wirken. Der Balanceakt besteht 
darin, repressives Recht als letztes Mittel einzusetzen, nachdem andere Wege gescheitert sind. 

5. Künftige Herausforderungen durch Digitalisierung und neue Technologien 

5.1. Metaverse und VR-Umgebungen 

Mit dem Aufkommen von Metaverse-Anwendungen und virtuellen 3D-Welten (z. B. in der 
Unternehmenskommunikation, im Gaming oder in Online-Kursen) eröffnen sich neue 
Möglichkeiten, aber auch neue Gefahren. Wo Menschen interagieren, können Machtgefälle und 
Ausgrenzungen entstehen. Mobbing in virtuellen Räumen kann ähnlich wie Cybermobbing zu 
einer ständigen Präsenz der Täter:innen führen – noch verstärkt durch Avatare und immersive 
Erlebnisse. 

• Rechtliche Fragen: Welche Gesetze greifen, wenn Mobbing in einer virtuellen 
Umgebung stattfindet, die von einem globalen Konzern betrieben wird? Werden Avatare 
als rechtliche „Personen“ betrachtet oder nur als technische Schnittstellen? 

• Beweissicherung: Noch schwieriger als im klassischen Cyberraum könnte es werden, 
Mobbing-Vorfälle zu dokumentieren und beweisfest zu machen. Bildschirmaufnahmen, 
Logs und Chatverläufe sind zwar möglich, aber der technische Aufwand ist hoch, und 
Betreiberfirmen sitzen häufig im Ausland. 

5.2. Künstliche Intelligenz und automatisierte Moderation 
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Soziale Medien und digitale Plattformen setzen zunehmend auf KI-Algorithmen, um Hate 
Speech, Cybermobbing und Belästigungen zu erkennen und zu moderieren. Dies ist einerseits 
ein Fortschritt, weil in riesigen Datenmengen potenzielle Schikanen automatisiert gefiltert 
werden können. Andererseits ergeben sich neue Fragestellungen: 

• Fehlerquote: KI-Systeme können sich irren und harmlose Aussagen als Mobbing 
einstufen oder umgekehrt. Eine verlässliche Moderation erfordert nach wie vor 
menschliche Prüfung. 

• Umgehungsstrategien: Mobbende Personen könnten Codewörter oder subtile Formen 
der Ausgrenzung nutzen, die schwer von einer KI zu identifizieren sind. 

• Datenschutz und Privatsphäre: Eine intensive Überwachung durch KI kann in Konflikt 
mit dem Recht auf Privatsphäre oder Meinungsfreiheit geraten. 

Auch hier gilt, dass rein technische Lösungen allein nicht ausreichen: Es braucht weiterhin 
Rechtsnormen, die den Missbrauch digitaler Kommunikationsräume sanktionieren, und 
Präventionsprogramme, die Nutzer:innen – ob Erwachsene oder Jugendliche – über die 
Mechanismen von (Cyber-)Mobbing aufklären. 

6. Gesamtschlussfolgerungen 

Nach einer intensiven Betrachtung von Mobbing aus rechtlicher, psychologischer und sozialer 
Perspektive lassen sich mehrere Schlüsselbotschaften ableiten: 

1. Multidimensionales Phänomen 
Mobbing ist weit mehr als ein juristischer Konflikt. Es berührt psychische, 
zwischenmenschliche und organisatorische Ebenen. Entsprechend komplex müssen 
Lösungen sein: Recht, Psychologie, Betriebliche Organisation und pädagogische 
Konzepte müssen verzahnt werden. 

2. Prävention hat oberste Priorität 
Einen Großteil der Schäden durch Mobbing kann man verhindern, wenn es frühzeitig 
erkannt und konsequent adressiert wird. Präventive Ansätze – von verbindlichen 
Unternehmensleitlinien über schulische Programme bis hin zu Mediation und Coaching 
– sind effektiver und nachhaltiger als ein später Gerichtsprozess. 

3. Rechtlicher Rahmen ist vorhanden, aber komplex 
In Österreich besteht kein eigenständiger Mobbing-Paragraf. Trotzdem lassen sich viele 
Fälle über das bestehende Rechtsgefüge (Arbeitsrecht, Zivilrecht, Strafrecht, 
Gleichbehandlungsgesetz) abbilden. Die Herausforderung liegt in der Beweisführung 
und der richtigen Wahl des Rechtswegs. Eine klare Kodifizierung oder mindestens eine 
deutliche gesetzliche Klarstellung könnte Betroffenen den Zugang zum Recht 
erleichtern. 

4. Institutionen und Beratungsstellen sind essenziell 
Die Arbeiterkammer, Gewerkschaften, NGOs, Betriebsräte und Schulpsychologie 
stellen wichtige Pfeiler dar, um Betroffene zu begleiten und vorzubereiten. Ohne diese 
Unterstützungsstrukturen bleiben viele Opfer isoliert und scheuen den komplizierten 
und emotional belastenden Rechtsweg. 

5. Internationale Ansätze zeigen mögliche Reformen 
Skandinavien, Frankreich, Belgien oder auch die Schweiz demonstrieren 
unterschiedliche Strategien im Umgang mit Mobbing. Sie reichen von einer strengeren 
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Arbeitsschutzregelung über spezielle Straftatbestände bis hin zu umfassenden 
Schulprogrammen. Österreich könnte von diesen Modellen lernen und ggf. selektiv 
adaptieren. 

6. Digitalisierung bringt neue Herausforderungen 
Cybermobbing, Hassrede und Schikane in virtuellen Räumen nehmen zu. Das 
österreichische Cybermobbing-Gesetz (§ 107c StGB) ist ein wichtiger Schritt, aber 
langfristig sind internationale Kooperationen, technische Lösungen sowie weitere 
gesetzliche Anpassungen erforderlich, um mit der rasanten Entwicklung Schritt zu 
halten. 

7. Ausblick: Wie könnte es in Österreich weitergehen? 

• Diskussionsprozess in Politik und Gesellschaft 
Angesichts wachsender Sensibilität für mentale Gesundheit und Diskriminierungsfragen 
könnte es in den kommenden Jahren zu intensiveren Parlamentsdebatten oder 
öffentlichen Anhörungen kommen, um Mobbing besser in den Griff zu bekommen. Eine 
mögliche Variante wäre, dass das Sozial- und Gesundheitsministerium gemeinsam mit 
dem Arbeits- und Bildungsministerium ein umfassendes Anti-Mobbing-Paket schnürt 
(inklusive Förderungen für Betriebe und Schulen). 

• Erweiterung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (ASchG) 
Eine konkrete Reform wäre denkbar, indem man die psychische Belastung am 
Arbeitsplatz (inkl. Mobbing) expliziter als Gefahrenquelle einstuft. Arbeitgeber müssten 
systematische Risikoanalysen durchführen, an denen Betriebsräte beteiligt sind. Bei 
Nichteinhaltung könnten Verwaltungsstrafen drohen. 

• Förderung betrieblicher Präventionskultur 
Der Staat kann finanziell Anreize setzen, damit Unternehmen präventive Maßnahmen 
(Schulungen, Mediationsangebote, Coaching) etablieren. Denkbar sind steuerliche 
Begünstigungen für Betriebe, die ein zertifiziertes Anti-Mobbing-Management vorweisen. 

• Ausbau schulpsychologischer und soziokultureller Angebote 
Um bereits im Kindes- und Jugendalter Mobbing nachhaltig zu bekämpfen, wären mehr 
Ressourcen für Schulpsychologie, Schulsozialarbeit und Peer-Programme 
erforderlich. Deren Erfolg könnte durch Studien evaluiert werden, um bestmögliche 
Konzepte zu identifizieren und breit auszurollen. 

• Bessere Verzahnung der Gerichtsverfahren 
Perspektivisch ließe sich eine zentrale Schlichtungsstelle oder ein koordinierter 
Gerichtsweg für Mobbingfälle diskutieren, um Zersplitterung und langwierige Verfahren 
zu reduzieren. 

 

Wien, 27.12.2024 
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